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Volen hält ſich zurück 


Es iſt die immer wieder betonte Richtlinie der polniſchen Außenpolitik, an keiner der 
europäiſchen Blockbildungen teilzunehmen und ſich keiner der politifchen Ideologien 
zu verſchreiben, ſondern in möglichſt enger Fühlungnahme mit der (übrigens recht bunt⸗ 
ſchecktigen) Gruppe der „neutralen“ Staaten zu bleiben, die nach polniſcher Auffaſſung 
beſonders geeignet ſein ſoll, den ſonſt drohenden Krieg zu verhindern. Das ſind zunächſt 
die ſkandinaviſchen Staaten, die die polniſche Außenpolitik bemüht iſt von 
der Bekömmlichkeit des „polniſchen Klimas“ zu überzeugen, und die baltiſchen 
Staaten, mit denen ſich die Zuſammenarbeit nach der Aufnahme der diplomatiſchen 
Beziehungen mit Litauen erfolgreicher zu geſtalten verſpricht, — vorausgeſetzt, daß ſich 
die an das Ultimatum vom 14. März d. J. geknüpften polniſchen Hoffnungen wirklich 
erfüllen. Nach Südoſten haben ſich die polniſchen Beziehungen zu Rumänien merklich 
gefeſtigt und zu Südſlawien und Bulgarien in jenem freundſchaftlichen Sinne 
entwickelt, der zwiſchen Staaten üblich iſt, deren Intereſſen ſich nur am Rande berühren, 
während ſich in den ungariſch-polniſchen Beziehungen das Gefühl einer 
traditionellen Freundſchaft mit dem Bewußtſein einer durch das flowakiſche Problem 
bedingten, allerdings nicht vorbehaltloſen Intereſſengemeinſchaft verbindet. Unter dieſen 
Staaten irgendwie eine führende Rolle zu ſpielen, iſt das Ziel der polniſchen 
Wünſche, wobei die Neukralitätsparole, unter der ſich die Verfolgung dieſes 
Zieles vollzieht, vor allem auf die Empfänglchkeit britiſcher Ohren abgeſtimmt iſt. 

Die polniſchen Verſuche in dieſer Richtung ſind alt und auch die Parole iſt nicht mehr 
neu. Aber in einer Hinſicht hat ſich die polniſche Oſtmitteleuropakonzeption in letzter 
Zeit anſcheinend geändert: Seit Jahren hat die polniſche Südoſtpolitik eine unver⸗ 
kennbare antitſchechiſche Note; und nach den Märzereigniſſen d. I. iſt der Gedanke 
einer Aufteilung der Tſchecho⸗Slowakei ein in der polniſchen Preſſe viel und gern 
behandeltes Thema geweſen und in der Frage der Teſchener Polen hat ſich auch das 
Brühlſche Palais ſeinerzeit ſtark engagiert. Das iſt inzwiſchen etwas anders geworden. 
Es iſt unverkennbar, daß die polniſche Außenpolitik gegenüber 
der Tſchecho-Slowakei in letzter Zeit eine gewiſſe Zurück⸗ 
haltung beobachtet, und jede Stellungnahme zu den von der Prager Politik 
aufgeworfenen Problemen vermeidet. Von franzöſiſcher Seite iſt dieſes Verhalten dahin 
ausgelegt worden, daß die polniſche Außenpolitik daran intereſſiert iſt, die Tſchecho⸗ 
Slowakei aus ihrer derzeitigen Kriſe möglichſt ungeſchwächt 
hervorgehen zu laſſen, und daß die polniſche Außenpolitik darauf ausgeht, die 
Tſchechen davon zu überzeugen, daß es das Beſte für fie ſei, ſich von der kompro⸗ 
miffierenden Zuſammenarbeit mit Moskau zu löſen und an 
deren Stelle ſchützenden Anſchluß an die von Polen „geführte“ 
Staatengruppe zu ſuchen, in deren eigenem Intereſſe es im Hinblick auf „die 
deutſche Gefahr“ liege, die Tſchecho-Slowakei zu erhalten. In dieſem Zuſammenhang 
wird an die Ausſprache des Generals Gamelin mit Marſchall Rydz⸗Smigly vom 
September 1936 erinnert, bei der dieſer ein ſpäter von Oberſt Beck beſtätigtes Nicht⸗ 
angriffsverſprechen zugunſten der Tſchecho⸗Slowakei gegeben haben ſoll. 

Dieſe Kombination iſt zumindeſt intereſſant. Man kann ihr freilich entgegenhalten, 
daß es ebenſo gut möglich iſt, daß die polniſche Außenpoltik bei ihrer Zurückhaltung 
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gegenüber der Tſchecho⸗Slowakei von der ſehr naheliegenden Ueberlegung ausgeht, daß 
es für ſie am bequemſten iſt, die Mühe und das Riſiko einer Berei⸗ 
nigung der tſchechiſchen Angelegenheit anderen Mächten zu 
überlaſſen und ſich ſelber erſt dann einzuſchalten, wenn es 
„etwas zu gewinnen gibt“. Es iſt das eine Ueberlegung, die für das Weſen der 
„Neutralitätspolitik“, wie ſie von Polen aufgefaßt wird, ſehr bezeichnend zu ſein ſcheint. 
Es iſt aber immerhin auffällig, wie ſich die polnifhe Dppofifionspreffe 
verhält, die ſich im Gegenſatz zu der ſehr ſchweigſamen Regierungspreſſe noch offen 
mit dem polniſchen⸗kſchechiſchen Verhältnis beſchäftigt. In dieſer Preſſe ſind die Angriffe 
auf die Prager Volksgruppenpolitik in letzter Zeit faſt völlig verſtummt. Dagegen iſt 
recht häufig von der „ſlawiſchen Gemeinſamkeit“, die in bezug auf die 
Tſchechen im Rahmen der politiſchen Ideologie der Polen ſeit dem Teſchener Konflikt 
von 1949/20 eine äußerſt untergeordnete Rolle geſpielt hat, die Rede. Daß die „ſlawiſche 
Gemeinſamkeit“ im Hinblick auf Deutſchland gemeint iſt, verſteht ſich dabei von ſelbſt. 
Wenn man nun bedenkt, daß es zu der ſchon öfters beobachteten Gepflogenheit der 
polniſchen Außenpolitik gehört, die Erörterung von Gedankengängen, deren mehr oder 
weniger amtliche Behandlung aus dieſen oder jenen Gründen unzweckmäßig erſcheint, 
der innerpolitiſchen Oppoſition zu überlaſſen, deren Preſſe im Inlande ohnehin eine 
größere Reſonanz als die Regierungspreſſe beſitzt, ſo mag ein Hinweis auf die angedeuteten 
Kombinationen über die polniſche Politik gegenüber der Tſchecho⸗Slowakei immerhin, 
nützlich erſcheinen. Dr. K. 


Tſchechiſierungsarbeit im Igelland 


Staatlich geſehen bilden Schleſien und die Südoſtmark zwei durch das tſchechiſche 
Staatsgebiet weit voneinander getrennte Oſtpfeiler des Reiches. Die ſchleſiſche und die 
niederöſterreichiſche Reichsgrenze find an der engſten Stelle des böhmiſch-mähriſchen Rau⸗ 
mes, auf der Linie Glatz — Brünn —Wien, etwa 150 Kilometer voneinander entfernt. 
Anders wird das Bild, wenn man nicht die Staats-, ſondern die Volkstumsgrenzen be⸗ 
trachtet. Auf beiden Seiten, ſowohl von Schlefien wie von der Südoſtmark her, ſtößt 
das gefchloffene deutſche Siedlungsgebiet in das tſchechiſche Staatsgebiet vor. Die 
deutſchen Volkstumsgrenzen reichen aufder Linie Oppeln — Ol⸗ 
mütz — Wien auf eine Entfernung von nur etwa 90 Kılometer und, 
wenn man den Schönhengſtgau, der erſt in jüngſter Zeit vom geſchloſſenen deutſchen 
Volksboden durch einen ſchmalen tſchechiſchen Streifen abgeſprengt worden iſt, hinzu⸗ 
nimmt, an der Linie Glatz — Brünn — Wien fogar auf eine Entfernung von nur etwa 
60 Kilometer aneinander heran. Aber damit nicht genug! Gerade im Raum zwiſchen 
Dberfchlefien und Niederdonau iſt das tſchechiſche Staatsgebiet durch eine Gruppe 
größerer und kleinerer deutſcher Volkstumsinſeln (Olmütz, Brünn, 
Iglau, Deutſch⸗Brodek, Wiſchau uſw.), die dem geſchloſſenen deutſchen Volksboden vor⸗ 
gelagert find, vielgeſtaltig durchſetzt. Es iſt alſo zwiſchen dem mittleren und 
dem füdlichen Oſtpfeiler des Deutſchen Reiches eine deutſche 
Volkstumsbrücke vorhanden. Es iſt bemerkenswert, daß die größten dieſer deut⸗ 
ſchen Volkstumsinſeln gerade an der Nahtſtelle des tſchechiſchen und des mähriſchen 
Siedlungsraums liegen, alſo an einer Stelle, wo ſich zwei ſlawiſche Stämme berühren, 
die ihre trennenden Beſonderheiten erſt in verhältnismäßig ſpäter geſchichtlicher Zeit und 
auch heute noch nicht völlig zugunſten eines einheitlichen Volksbewußtſeins abgelegt haben. 
Wenn man den Schönhengſtgau nicht als Inſel ae ift das deutſche Jgelland 
die größte dieſer Volkstumsinſeln. Dieſe Iglauer Deutſchtumsinſel iſt etwa 400 qkm 
groß und erſtreckt ſich über faſt 40 Kilometer in nordſüdlicher Richtung. Sie legt ſich 
wie ein Sperrriegel zwiſchen das tſchechiſche und das mähriſche Stammesgebiet. Ihre 
Südſpitze iſt vom ſüdmähriſchen Deutſchtumsgebiet um Slabings nur etwa 25 und vom 
Südrande des nordmähriſchen Deutſchtumsgebietes nur etwa 40 Kilometer entfernt. Es 
iſt unverkennbar, daß der deutſchen Volksinſelbrücke, die Schleſten und die Südoſtmark 
miteinander verbindet, den Zuſammenhang zwiſchen Tſchechen und Mähren aber bis zu 
einem gewiſſen Grade auflodert, eine große volksſtrategiſche Bedeutung 
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zukommt. Gerade das aber iſt auch der Grund, weshalb ſich der volkspolitiſche Vernich⸗ 
kungskampf der Tſchechen mit beſonderer Wucht gegen dieſe deutſchen Volksinſeln richtet. 

Trotz langſamanſteigender tſchechiſcher Zuwanderung konnte 
das Deutſchtum in der Iglauer Inſel, die aus der alten Bergſtadt Iglau 
und über 50 Gemeinden beſteht, bis zur Errichtung des tſchechiſchen Staa⸗ 
tes feine Mehrheit im großen Ganzen behaupten. Im Jahre 1918 
aber ſetzte ein ſich der brutalſten Mittel des Volkstumskampfes bedienender Angriff auf 
das deutſche Igelland ein. Das deutſche Schulweſen des Volksinſelgebietes wurde 
weitgehend vernichtet. Vor allem in den erſten Jahren nach dem Kriege war es üblich, 
daß die neu errichteten kſchechiſchen Unterrichts betriebe in den 
kurzerhand beſchlagnahmten deutſchen Schulgebäuden ein⸗ 
quartiert wurden. In Stannern mußte in der deutſchen Schule ein Klaſſen— 
zimmer für tſchechiſche Schulzwecke freigemacht werden. In Altenberg wurde die 
deutſche Schule einfach geſchloſſen, um Pla für die neue tſchechiſche Schule zu ſchaffen. 
Von demſelben Schickſal wurde die deutſche Schule in Friedenau ereilt. In der 
Stadt Iglau fielen mit einem Schlage drei deutſche Volksſchulen einem Erlaß des 
Mähriſchen Landesſchulrats zum Opfer. Und kurz hintereinander wurden auch die 
Städtiſche Deutſche Handelsſchule und das Deutſche Mädchenrealgymnaſium in Iglau 
zur Einſtellung ihres UInterrichtsbetriebes gezwungen. In Klein-Studnitz mußte 
die deutſche Schule aufgelöſt werden. Die Gemeinde Waldhof wurde genötigt, das 
Schulgebäude um einen Spottpreis an den Staat zu verkaufen, wodurch die darin unter⸗ 
gebrachte deutſche Schule heimatlos wurde. In Dobrenz wurden die deutſchen Schul⸗ 
klaſſen für die neu eröffnete tſchechiſche Schule beſchlagnahmt. Die deutſche Schule in 
Pfauendorf wurde durch die zwangsweiſe Einmietung eines tſchechiſchen Unter⸗ 
richtsbetriebes zur Schließung gezwungen. Bergersdorf ging durch Beſchlagnahme 
des Schulgebäudes ſeiner deutſchen Schule verluſtig. Ebenſo wurde mit den deutſchen 
Schulen in Pattersdorf, Libinsdorf, Höfen, Illemnitz und anderen 
Orten des Iglauer Deutſchtumsgebietes verfahren. 

Dabei waren für die tſchechiſchen Schulen, die auf Koſten der deuffchen 
Unterrichtsbetriebe eröffnet wurden, in den meiſten Fällen nur ganz wenige 
tſchechiſche Kinder vorhanden. Die tſchechiſche Schule in Libinsdorf 
wurde mit 5 Kindern eröffnet. In Pattersdorf mußten 50 deutſche 3 tſchechiſchen 
Kindern weichen. In Altenberg mußten 39 deutſche A tſchechiſchen Kindern ihr 
Schulgebäude abtreten. Für die in A eröffnete tſchechiſche Schule, denen das 
deutſche Schulgebäude ausgeliefert werden mußte, waren am Ort überhaupt keine 
Kinder vorhanden; ſie mußten erſt von außerhalb herangeholt werden. In Bergers⸗ 
dorf fanden ſich für die tſchechiſche Schule 3 Kinder. In Willenz waren es 19, die 
mit Mühe in den umliegenden Ortſchaften zuſammengeſucht werden mußten, während die 
von 24 Kindern beſuchte deutſche Schule in Friedenau „wegen Schülermangels“ auf⸗ 
gelöft wurde. Um die Eröffnung einer tſchechiſchen Schule in Stannern möglich zu 
machen, wurden die Tſchechen aus der ganzen Umgebung, ſelbſt aus 6 bis 8 Kilometer 
entfernten Orten, in denen bereits tſchechiſche Schulen beſtanden, zur Einſchreibung ihrer 
Kinder mobiliſiert. Im Laufe der Jahre gelang es den Tſchechen dann, auch deutſche 
Kinder zum Beſuch dieſer Tſchechiſierungsanſtalten zu zwingen, indem ſie auf 
die verarmende deutſche Bevölkerung alle ihnen zu Gebote ſtehenden Mittel des wirt⸗ 
ſchaftlichen Zwanges anwandten. 

Die Verſchiebungen, die ſich bei der Anwendung ſolcher Methoden im Schulweſen des 
Igellandes einſtellten, gehen aus folgenden Angaben hervor. Im Jahre 1914 gab es in 
den Orten des Volksinſelgebietes (ohne Stadt Iglau) 44 deutſche Volksſchulen mit 
78 Klaſſen. Bis zum Jahre 1937 ſank die Zahl der deutſchen Schulen auf 35 und die 
der Klaſſen auf 57. Dem Deutſchtum gingen von 1914 bis 1937 al ſo 
9. Schulen und 24 Klaffen verloren. In derſelben Zeit aber er⸗ 
höhten die Tſchechen, die 1914 in den betreffenden Orten nur 
3 einklaſſige Schulen beſeſſen hatten, ihren Stand auf 34 
Schulen mit 74 Klaſſen. In der Stadt Iglau wirkte ſich der tſchechiſche 
Schulkampf für das Deutſchtum noch vernichtender aus: Von den 53 deutſchen Volks⸗ 
ſchulklaſſen der Stadt gingen 22 verloren, während ſich die Zahl der tſchechiſchen Volks⸗ 
ſchulklaſſen von 16 auf 42 erhöhte. Von ſeinen 16 Bürgerſchulklaſſen wurden dem 
Deutſchtum 3 genommen, während ſich die Zahl der tſchechiſchen Bürgerſchulklaſſen von 
o auf 21 vermehrte. Das Iglauer Deutſchtum büßte weiter ein Gymnaſium mit 


363 


8 Klaſſen, eine Realſchule mit ? Klafien, ein Lyzeum mit 6 Klafjen und eine Handels⸗ 
ſchule mit 2 Klaſſen ein. Die Tſchechen dagegen, die im Jahre 1914 (außer 2 Klaſſen in 
der Handelsſchule) in Iglau kein höheres Schulweſen beſaßen, erhielten ein Gymnaſium 
mit 12 Klaſſen dazu. Von dem einft blühenden höheren Schulweſen 
des Iglauer Deutſchtums blieb nur ein nach dem Kriege eröff⸗ 
netes Gymnasium mit 9 Klaſſen erhalten. Die Geſamtzahl der deutſchen 
Schulklaſſen im Iglauer Volksinſelgebiet ging von 1914 bis 1937 von 170 auf 140 zu⸗ 
rück, wogegen die Jahl der tſchechiſchen Klaſſen ſich von 21 auf 154 vermehrte! 

Auf wirtſchaftlichem Gebiet konnte die tſchechiſche Politik im Iglauer 
Deutſchtumsgebiet ähnliche Erfolge verzeichnen. Von der Bodenenteignung 
wurde dieſes Gebiet u. a. durch die Beſchlagnahme der Hohenzollern⸗Sigmaringſchen 
Herrſchaft Stecken betroffen, deren über 1800 Hektar betragender Waldbefiß 
einer Genoſſenſchaft tſchechiſcher Gemeinden in die Hand geſpielt wurde, während 
das Ackerland nach und nach in den Beſitz tſchechiſſcher Privatperſonen gelangte. Die 
deutſchen Beamten und Arbeiter der Herrſchaft Stecken wurden natürlich auf die Straße 
geſetzt. Aus der ſtaatlichen und kommunalen Verwaltung wurden 
die Deutſchen zum größten Teile entfernt. In der Iglauer Ge⸗ 
meinde verwaltung waren im Jahre 1918 197 Deutſche und 19 Tschechen be⸗ 

ſchäftigt; 1936 waren es nur noch 82 Deutſche, aber 276 Tſchechen. Unter dem in Iglau 
wohnenden Staatsbahnperſonal gab es 1918 892 Deutſche und 618 Tſchechen; 
bis 1936 ging die Zahl der Deutſchen auf 198 zurück, während die der Tschechen auf 930 
flieg. Bei der Landes heilanſtalt in Iglau, bei der 1918 80 Deutſche und 20 
Tſchechen angeſtellt waren, wurden ſämtliche Deutſche entlaſſen. In ähnlicher Weiſe 
wurden die deutſchen Volksangehörigen aus allen anderen öffentlichen Amtern verdrängt. 
Insgeſamt gab es 1918 in Iglau 1982 in öffentlichen Dienſten ſtehende Perſonen deut: 
ſcher und 1209 ſolche tſchechiſcher Volkszugehörigkeit, bis 1936 ging die Zahl der Deut: 
ſchen auf 569 zurück, die der Tſchechen wuchs auf 2234 an! 

Die einſt blühende deut ſche Induſtrie in Iglau wurde ver nich⸗ 
tet. So mußten in Iglau u. a. ſtillgelegt werden die Tuchfabrik Auguſtin Krebs, die 
Weberei Enoch Kern, die Lederfabrik Wilhelm Budichowſky, die Schuhfabrit Humanic 
A.⸗G., die Viscogneſpinnerei Kärger und die Strickerei Attmannſpacher, in Altenberg die 
Tuchfabrik Enoch Kern und in Helenenthal die Tuchfabrik Löw. In dieſen Be⸗ 
trieben waren etwa 1500 Deutſche beſchäftigt, die durch die 
Stillegung arbeitslos wurden. Allein unter Berückſichtigung der vor⸗ 
ſtehend angeführten Fälle gingen dem Deutſchtum der Iglauer Volkstumsinſel etwa 3000 
Arbeitsplätze verloren! 

Nach der Volkszählung von 1910 gab es in den 53 Gemeinden des Igel⸗ 
landes 37 869 Deutſche und 9585 Tſchechen. Bei der Volkszählung von 193 0 
wurden nur noch 23 796 Deutſche, dagegen 27 424 Tſchechen gezählt! In der Stadt 
Iglau gab es 1940 241756 Deutſche und 5974 Tſchechen; die Zählung von 1930 ver: 
zeichnete nur noch 12 098 Deutſche, aber 17 968 Tſchechen. Der kraſſe Rückgang 
des Deutſchtums, den die Zählung von 1930 verzeichnete, läßt 
ſich nur durch die ſkandalöſen Mißbräuche, die fi die tſchechiſchen 
Zählungsorgane zuſchulden kommen ließen, erklären. Einige Bei⸗ 
fpiele: In Friedenau füllte der als Zähler fungierende tſchechiſche Lehrer die Rubrik 
„Nationalität“ nach Gutdünken nachträglich aus; das Ergebnis war, daß 1930 in dieſem 
Ort nur noch 101 Deutſche gegenüber 264 im Jahre 1910 feſtgeſtellt wurden. In Fu ß⸗ 
dorf füllte der tſchechiſche Zähler die genannte Rubrik nur mit Bleiſtift aus, mit dem 
Erfolg, daß in der Gemeinde Hoſſau, zu der dieſer Ort gehört, 1930 nur noch 182 Per⸗ 
ſonen gegenüber 505 im Jahre 1940 als Deutſche erſchienen. In Smilau trug der 
tſchechiſche Zähler die Volkszugehörigkeit ein, ohne den Gezählten Gelegenheit zu geben, 
ſich von der Richtigkeit ſeiner Eintragung zu überzeugen; auf dieſe Weiſe wurde dort 
1930 die Zahl der Deutſchen auf 195 gegenüber 269 im Jahre 1940 vermindert. Die 
Liſte dieſer Beiſpiele ließe ſich beliebig vermehren. Eine ohne Fälſchungen, Ein⸗ 
ſchüchterungsverſuche und offenen Terror durchgeführte 
Volkszählung hätte zwar eine Vermehrung der Tſchechen, aber 
kaum eine Verminderung der Deutſchen des Igellandes er⸗ 
geben. 

Mit dem Umfturz von 4918/49 ſetzte ein verſtärkter tſchechiſcher Zuzug 
in das Igelland ein. Die Gemeinden, in die der tſchechiſche Zuſtrom vorwiegend gerichtet 
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war, find an der ſtarken Vermehrung ihrer Einwohnerzahl leicht zu erkennen. Die Ein: 
e ah Altenbergs ſtieg von 1940 bis 4930 um mehr als 100 v. H. und die⸗ 
jenige Deutſch⸗Schützendorfs um 44 v. H.; Dobrenz nahm um 40 v. H., und 
Friedrichsdorf um 70 0.9. zu. Die Einwohnerzahl der Stadt Iglau ver⸗ 
mehrte ſich um 41 v. H. ( 3101 Perſonen). Die Bevölkerung im ganzen Volksinſel⸗ 
gebiet ſtieg in dem genannten zwanzigjährigen Zeitraum um 4679 Perſonen. In Fried⸗ 
richs dorf ließen ſich zahlreiche kſchechiſche Eiſenbahnerfamilien nieder. In Iglau 
wurde der tſchechiſche Zuzug zum großen Teil in den öffentlichen Dienſten untergebracht. 
In Deutſch⸗Schützendorf zog die dortige Fabrik tſchechiſche Arbeiter an. Und 
ſo fort. Ganz allgemein muß feſtgeſtellt werden, daß bei dem 
wirtſchaftlichen Niedergang, den das Igelland unter tſchechi⸗ 
ſcher Herrſchaft erlebt Bat, der tſchechiſche Zuzug nur infolge 
der Verdrängung der Deutſchen von ihren Arbeitsplätzen unter⸗ 
gebracht werden konnte. 


Die wachſende wirtſchaftliche Not hatte einerſeits eine gewiſſe Abwanderung 
deutſcher Volksangehöriger aus dem Igellande und andererſeits einen beträchtlichen Ge⸗ 
burtenrückgang unter den Deutſchen des Gebietes zur Folge. In der Stadt Iglau 
wurden (unter Zugrundelegung der unzuverläſſigen Volkszählungsergebniſſe von 1930) 
in den Jahren 1930/33 insgeſamt nur noch 688 Geburten und 784 Todesfälle bei den 
Deutſchen gegenüber 947 Lebendgeburten und 640 Todesfällen bei den Tſchechen gezählt. 
Das Deutſchtum der Stadt hatte in den genannten vier Jahren 
alſo einen Geburtenunterſchuß von 93, das Tſchechentum da— 
gegen einen Geburtenüberſchuß von 303 zu verzeichnen. In dieſer 
Gegenüberſtellung treten die Folgen der wirtſchaftlichen Aushungerung und der völkiſchen 
Unterdrückung, der das Deutſchtum des Iglauer Volkstumsgebietes unter tſchechiſcher 
Herrſchaft ausgeſetzt iſt, mit aller Deutlichkeit in Erſcheinung. 


Nach dem Geſagten beſteht kein Zweifel darüber, daß die Schwächung 
des Deutſchtums des Igellandes, ſoweit ſie nicht eine ſtatiſtiſche Fälſchung, 
ſondern Tatſache iſt, nicht die Auswirkung eines natürlichen Schrump⸗ 
fungsprozeſſes, ſondern die Folge einer mit allen Mitteln 
durchgeführten Gewaltpolitik u iſt. Die Wiederherſtellung geordneter Zu: 
ſtände würde, auch darüber können keine Zweifel beſtehen, das durch Terror, Hunger und 
Entrechtung und nicht zuletzt durch die Fälſchungen der tſchechiſchen Zählkommiſſare zum 
großen Teil zum Verſchwinden gebrachte Deutſchtum des Igellandes wieder ſichtbar 
werden laſſen. Am deutſchen Igelland muß ein ſeit 20 Jahren wäh⸗ 
rendes Unrecht wieder gut gemacht werden. Auch für das Igelland gilt 
das Memorandum vom 7. Juni d. I., in dem die Sudetendeutſche Partei ihre Forderun⸗— 
gen an Prag aufgeſtellt hat und in deſſen Punkt 14 die Wiedergutmachung aller der 
deutſchen Volksgruppe ſeit 1918 zugefügten Schäden verlangt wird. 


Franzöſiſche Kulturpropaganda in Litauen 


Ein eigenes ausgebildetes Kulturleben gab es im alten Litauen nicht. Im Groß⸗ 
fürſtentum Litauen war nicht Litauiſch die Staatsſprache, vielmehr bediente man 
ſich in den großfürſtlichen Kanzleien der lateiniſchen oder der weißruſſiſchen Sprache. Erſt 
zur Zeit der Reformation wurde das Litauiſche unter deutſchem Einfluß zur Be⸗ 
deutung einer Schriftſprache erhoben. Der erſte Katechismus und damit überhaupt das 
erſte Buch in litauiſcher Sprache wurde im Jahre 1547 in Königsberg gedruckt. Das 
war zu derſelben Zeit, in der Litauen ſeine ſtaatliche Selbſtändigkeit durch die Real⸗ 
union mit Polen endgültig verlor und unter den beherrſchenden Kultureinfluß 
Polens gelangte, der nach dem Untergang Polens vom ruſſiſchen Einfluß abgelöſt 
wurde. In all dieſen Jahrhunderten vermochten die litauiſchen Kulturelemente ſich nicht 
zu entwickeln. Sie lebten unerſchloſſen im primitiven Bauerntum fort. Nur von 
deutſcher Seite erwuchs der litauiſchen Sprache und Kultur in 
dieſer Zeit der ſtaatlichen Unterdrückung und geiſtigen Ueber: 
fremdung fäfige Hilfe. 
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Erſt nach der Staatwerdung im Jahre 1948 konnte an eine halbwegs 
ſelbſtändige kulturpolitiſche Orientierung gedacht werden. Wenn ſich Litauen ſofort 
grundſätzlich für den kulturellen Aufchluß an Europa entſchied, ſo waren 
dabei ausſchlaggebend die Einflüſſe Deutſchlands. Polniſche Einflüſſe machten 
ſich beſonders in einem Teil der katholiſchen Geiſtlichkeit bemerkbar. Auch wirkte ſich die 
Tatſache aus, daß ein großer Teil der litauiſchen Intelligenz ſeine Ausbildung im alten 
Rußland erhalten hatte. Dieſe noch fortdauernde geiſtige Bindung verſuchte die S o w⸗ 
jetunion zu ihren Zwecken auszunutzen. Gerade in der Zeit, in der der deutſch⸗ 
litauiſche Konflikt wegen des Memelgebietes wieder einmal mit beſonderer Schärfe ent⸗ 
brannt war, im Jahre 1932, wurde von einer Gruppe litauiſcher Profeſſoren ein Ver⸗ 
ein zum Studium der Kultur der Völker der Öomjefunion ins 
Leben gerufen. Der Verein war u. a. beſtrebt, die höheren Lehranſtalten Litauens, vor 
allem die Univerfität Kauen, mit ruſſiſchſprachiger Literatur zu verſorgen. Im Jahre 
1935 fand durch Vermittlung dieſes Vereins in Kauen eine große ſowjetruſſiſche Buch⸗ 
ausſtellung ſtatt. Sämtliche Bücher dieſer Ausſtellung wurden dann der Univerfität zur 
Verfügung geſtellt. Doch hatte die litauiſche Regierung Bedenken, dieſe ſowjetiſche Litera⸗ 
tur allen Studenten zugänglich zu machen. Ihre Benutzung wurde nur mit beſonderer 
Erlaubnis der zuſtändigen Profeſſoren geſtattet. Auch ohne dieſes Verbot wäre der 
Leſerkreis wahrſcheinlich nicht groß. Denn von den Studenten, die wegen des Feh— 
lens einer ausreichenden wiſſenſchaftlichen Literafur in litau⸗ 
iſcher Sprache auf die Benutzung fremdſprachiger Werke angewieſen ſind, beherr⸗ 
ſchen nur verhältnismäßig wenige die ruſſiſche Sprache. Am weiteſten iſt in der 
jüngeren Generation der litauiſchen Intelligenz noch die Kenntnis der deutſchen 
Sprache verbreitet, die ja bis zum vergangenen Jahre an den höheren Lehr— 
anſtalten Litauens die erſte Fremdſprache war. 

Damals iſt dann die franzöſiſche Sprache als erſte Fremd: 
ſprache in den höheren Schulen Litauens und der übrigen baltiſchen 
Staaten eingeführt worden. Es hat ſich dabei nicht um eine zufällige Umgeſtaltung des 
fremdſprachlichen Lehrprogramms, ſondern um einen bedeutſamen Schritt auf dem Wege 
zu einer zielbewußt verfolgten kulfurpolitiſchen Neuorientierung gehan⸗ 
delt. Die franzöſiſche Kulturpropaganda iſt in Litauen äußerſt aktiv. Sie nutzt ſehr 
geſchickt die in Litauen vorhandenen Beſtrebungen, den deutſchen Kultureinfluß zu beſeiti⸗ 
gen, aus. Den Vorrang der deutſchen Sprache zu brechen, hat ſich die „Alliance $ran- 
gaife”, dieſe überaus aktive und erfolgreiche Inſtitution der franzöſiſchen Kulturpropa⸗ 

anda, zum Ziele geſetzt. Seit 1932 beſteht in Litauen eine Abteilung der „Alliance 
Fe angaiſe“. Sie wird von dem jeweiligen franzöſiſchen Geſandten in Kauen geleitet. 
Ihre Tätigkeit hat im Laufe von ſechs Jahren in Litauen tiefe Wurzeln geſchlagen. Dies 
iſt durchaus nicht verwunderlich, wenn man weiß, daß das franzöſiſche Außenamt jährlich 
über 100 000 000 Franken für die Auslandspropaganda aufwendet, d. h. für die franzö⸗ 
ſiſche wiſſenſchaftliche, künſtleriſche und literariſche Propaganda im Ausland und für die 
Auslandspropaganda durch Sport, Film uſw. Die franzöſiſche Auslandspropaganda 
wird ganz ſyſtematiſch nach feſtgelegten Richtlinien betrieben. Ihre Arbeit erſtreckt 
ſich in der Hauptſache auf die Errichtung franzöſiſcher Inſtitute, auf die Unterſtützung 
franzöſiſcher Lyzeen und Gymnaſien, auf die Gewährung von Studienfreiplätzen, auf die 
Verbreitung des franzöſiſchen Buches und auf die Werbung auf künſtleriſchem Gebiet. 

In Litauen hat die franzöſiſche Kulturpropaganda ſehr beſcheiden mit der Gründung 
einer Litauiſch⸗franzöſiſchen Geſellſchaft begonnen. In dieſer Geſell⸗ 
ſchaft, die ein Verſammlungslokal in Kauen beſitzt, haben ſich die Franzoſen, die in Litauen 
leben, und die Litauer, die in Frankreich ſtudiert haben, zuſammengefunden. Man hat 
zunächſt mit Vorträgen über Frankreich, mit geſelligen Zuſammenkünften u. dgl den An⸗ 
fang gemacht. Bald darauf hat auch eine lebhafte Propaganda für das franzöſiſche 
Buch und die franzöſiſche Literatur eingeſetzt. Die Buchhandlung eines reichsdeut⸗ 
ſchen Juden namens Holzmann, die als Filiale der Breslauer Buchhandlung Priebatſch 
in Kauen errichtet worden iſt und auch heute noch den Namen „Priebatſch's Buchhand⸗ 
lung“ führt, hat ſich bereit erklärt, dieſe franzöſiſche Buchpropaganda zu unterſtützen; 
neben dem deutſchen Buchlager iſt eine Abteilung franzöſiſcher Bücher eingerichtet worden, 
die nicht nur franzöſiſche Unterhaltungslektüre, ſondern auch franzöſiſche wiſſenſchaftliche 
Werke für verſchiedene akademiſche Studienfächer führt. Durch die Profeſſoren der 
Univerfität Kauen, die der franzöſiſchen Kulturpropaganda zugetan find, werden die Stu⸗ 
denten auf verſchiedene franzöſiſche Lehrbücher hingewieſen und zu deren Anſchaffung er— 
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muntert. Ulm die Propaganda für das franzöſiſche Buch noch mehr zu verſtärken, find 
unter Mitwirkung der Lilauiſch⸗franzöſiſchen Geſellſchaft und der franzöſiſchen Geſandt⸗ 
ſchaft in Kauen mehrere franzöſiſche Buch ausſtellungen veranſtaltet worden, die 
letzte Ende 1936. Damit nicht genug, hat die franzöſiſche Regierung Ende 1935 für ver: 
ſchiedene litauiſche Anſtalten und Vereine Bücher im Werte von 130000 Fran⸗ 
ken, die neueſten Ausgaben ausgewählter franzöſiſcher Autoren, geſtif tet. Davon 
haben 1000 Exemplare die UIniverſitätsbibliothek, 150 die Humaniſtiſche Fakultät für das 
bei ihr zu gründende Franzöſiſche Inſtitut, 400 Exemplare das Pädagogiſche 
Inſtitut in Memel, die Zenktral-Bibliothek der litauiſchen Armee, 12 Gymnaſien, der 
litauiſche Schriftſteller- und Journaliſten⸗Verband uſw., erhalten. 

Hand in Hand mit der Propaganda für das franzöſiſche Buch geht die Werbe⸗ 
arbeit für die franzöſiſche Sprache. Seit Jahren veranſtaltet die Litauiſch⸗ 
franzöſiſche Geſellſchaft im offiziellen Auftrag der franzöſiſchen Regierung einen fran⸗ 
zöſiſchen Sprachwettbewerb. An dieſem Wettbewerb können drei verſchie⸗ 
dene Gruppen teilnehmen. Zur erſten Gruppe gehören Schüler, die einen zweijährigen 
franzöſiſchen Sprachlehrgang hinter ſich haben, und zu der dritten ſolche, die die franzö⸗ 
ſiſche Sprache völlig beherrſchen. Im Jahre 1937 ſind von der franzöſiſchen Regierung 
für die beſten Arbeiten Gold⸗, Silber- und Bronzemedaillen, ſowie zahlreiche wertvolle 
Buchſpenden als Prämien ausgeſetzt worden. Dabei ift auch die Auswahl der zu be= 
handelnden Themen bemerkenswerk: Der letzte Wettbewerb, an dem ſich annähernd 
200 Perſonen beteiligt haben, hat hauptſächlich die Verdienſte Napoleons um Litauen be: 
handelt. Vom litauiſchen Bildungsminiſterium werden dieſe Wettbewerbe ſehr warm 
unterſtützt. 

Im Jahre 1937 hat man auch ſonſt die Erinnerung an den napoleoniſchen Feldzug gegen 
Rußland in Litauen feierlich begangen. Gerade dieſes Jubiläum iſt ergiebig für die 
Zwecke der franzöſiſchen Kulturpropaganda in Litauen ausgenutzt worden, wobei ſich die 
Lektoren für franzöſiſche Sprache an der Univerſität Kauen, vor allem Profeſſor 
R. Schmittlein, beſonders hervorgetan haben. In den litauiſchen Archiven iſt viel 
Material über den napoleoniſchen Feldzug vorhanden. Mit dieſem Material iſt mit 
Unterſtützung der Litauiſch⸗franzöſiſchen Geſellſchaft und der franzöſiſchen Regierung eine 
große Nas e e in Kauen vom 20. Mai bis zum 20. Juni 
1937 veranftaltet worden. Weiteres Material für die Ausſtellung iſt aus Paris herbei- 
geſchafft worden. Auch ſind aus dieſem Anlaß zwei Bücher über Napoleon er⸗ 
ſchienen, und zwar eines „Mit Napoleon in Litauen“ in franzöſiſcher, und ein anderes 
„Die litauiſche Armee im Jahre 1812“ in litauiſcher Sprache (Verfaſſer Profeſſor 
Schmittlein). Beide Bücher ſind von der ſchon erwähnten Buchhandlung Priebatſch in 
Kauen herausgegeben worden. Schließlich hat man das Thema Napoleon und Litauen 
auch in zahlreichen Vorträgen behandelt. Der nicht allzu guten Erinnerung, in der die 
Zeit des franzöſiſchen Feldzuges beim litauiſchen Volke ſteht, haben die Initiatoren der 
modernen Napoleonpropaganda durch eine recht gewaltſame Umdeutung der Geſchichte 
entgegenzutreten verſucht. Sie haben ſich bemüht, Napoleon als den tatſächlichen Be- 
freier der unterdrückten Völker erſcheinen zu laſſen: Napoleon habe kurz nach ſeinem Ein⸗ 
marſch in das ethnographiſche Litauen den führenden Litauern verſprochen, einen unab⸗ 
hängigen litauiſchen Staat zu errichten, er habe ſogar eine proviſoriſche litauiſche Regie⸗ 
rung gebildet. Auf der Ausſtellung in Kauen iſt auch tatſächlich ein bisher unbekanntes 
Dokument ausgeſtellt worden, und zwar ein Erlaß Napoleons vom 1. Juni 1842, welcher 
beſtimmt, daß eine proviſoriſche litauiſche Regierung aus fünf Mitgliedern und einem 
Generalſekretär gebildet werden ſolle, daß ferner in Wilna eine litauiſche Nationalgarde, 
beſtehend aus zwölf Bataillonen, zuſammengeſtellt werden ſolle. Inwieweit dieſes Doku⸗ 
ment echt iſt, und ob Napoleon ſein etwaiges Verſprechen ernſt gemeint hat, hat man 
nicht unterſucht. Aber man hat damit viel Propaganda gemacht; die erwähnte Bro⸗ 
ſchüre über „Die litauiſche Armee im Jahre 1812“ weiß z. B. zu berichten, daß die 
litauiſche Garde, die aus 25 000 Mann beſtanden haben ſoll, durch einen erfolgreichen 
Durchbruch Napoleon einmal das Leben gerettet haben ſoll, und daß die litauiſchen Regi⸗ 
menter bei Tilſit und Labiau gekämpft haben ſollen. Gewiſſermaßen als Krönung dieſer 
Napoleon-⸗Propaganda iſt in Kauen eine Gedenktafel an dem Haufe angebracht worden, 
in dem Napoleon während ſeines Kauener Aufenthaltes gewohnt hat; auch iſt die 
betreffende Straße in Napoleonſtraße umbenannt worden. 

Im Herbſt 1937 ſind außer Profeſſor Schmittlein zwei weitere Lektoren der 
franzöſiſchen Sprache an der Univerſität Kauen angeſtellt worden, 
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und zwar M. Guintz und M. Prou. Beide lehren außerdem an verſchiedenen 
Kauener Gymnaſien die franzöſiſche Sprache. Im Januar 1938 iſt ein Franzoſe, Pro: 
feſſor A. Prioult, zum Leiter des Lehrſtuhles der franzöſiſchen Sprache und der 
Romaniſtik an der Univerſität beſtellt worden. Dieſe vier ſranzsſſchen Wiſſenſchaftler 
bilden mit ihren Lehraufträgen den Kern des franzöſiſchen Inſtitutes der Univerſität 
Kauen. Litauiſcherſeits wird die Vergrößerung der Zahl der franzöſiſchen Lehrkräfte an 
der Univerſität damit begründet, daß ſich ein großer Bedarf an Lehrern für Franzöſiſch 
bemerkbar gemacht habe, beſonders nach der Einführung der franzöſiſchen Sprache als 
erſte Fremdſprache an den höheren und mittleren Schulen. Wenn man überlegt, daß für 
Germaniſtik und die deutſche Sprache an der Univerſität nur ein ehemaliger Reichsdeut⸗ 
ſcher als Profeſſor und ein Schweizer als Lektor tätig ſind, bis 1932 für die franzöſiſche 
Sprache jedoch nur ein Lektor tätig geweſen iſt, ſo geht daraus deutlich hervor, welchen 
großen Fortſchritt die franzöſiſche Sprachpropaganda in Litauen in den letzten Jahren 
gemacht hat. Das franzöſiſche Außenminiſterium und die „Alliance Fransgaiſe“ laſſen 
ſich dieſe Propaganda auch etwas koſten. Abgeſehen davon, daß die in Litauen tätigen 
franzöſiſchen Lehrkräfte Gehaltszuſchüſſe aus Frankreich beziehen, werden von der franzö⸗ 
ſiſchen Regierung alljährlich Stipendien an Litauer, die ſich als Lehrer der 
franzöſiſchen Sprache ausbilden laſſen und in Frankreich ſtudieren wollen, gewährt. Für 
das Schuljahr 1937/38 find vier Stipendien von je 10 000 Franken ausgeſetzt worden. 
Außerdem ſind bereits tätigen Lehrern der franzöſiſchen Sprache Stipendien für einen 
kürzeren Aufenthalt in Frankreich gewährt worden. Ferner hat das Franzöſiſche Akade⸗ 
miſche Touriſtenbüro (Loffice du tourisme univerſitaire) die Studenten und Profeſſoren 
der Univerfität Kauen zu Studienfahrten nach Frankreich unter äußerſt 
günſtigen Bedingungen eingeladen. Im Jahre 1938 hat die Litauiſch⸗franzöſiſche Geſell⸗ 
ſchaft Gruppenfahrten zu verbilligten Preifen nach Frankreich organifierf, wo die Teil: 
nehmer an den dortigen Unwverfttäten franzöſiſche Sprachkurſe erhalten haben. Der 
Wunſch, ein franzöſiſches Lyzeum in Kauen zu errichten, iſt zwar zurück⸗ 
geſtellt, aber nicht aufgegeben worden, zumal foldye Anſtalken in Reval und Riga ſchon 
ſeit einiger Zeit beſtehen. Auch die Errichtung eines franzöſiſchen Kinder gar⸗ 
tens iſt angeregt worden; für eine kleine Gruppe beſteht ein ſolcher Kindergarten ſchon. 
ſeit dem Herbſt 4937. Im Herbſt 1937 ift in Kauen auch ein dreijähriger franzöſiſcher 
Sprach- und Literaturkurſus eingerichtet worden. ö 

Die vier franzöſiſchen Lehrkräfte an der Univerſität Kauen halten bei jeder Gelegenheit 
Propagandavorträge über Frankreich. Im Frühling 1938 iſt ſogar ein 
ganzer Zyklus ſolcher Vorträge veranſtaltet worden. Außerdem werden ab und zu 
franzöſiſche Wiſſenſchaftler und Rechtsgelehrte zu Vorträgen nach 
Kauen geladen, z. B. Profeſſor Le Fure. Vielfach halten dieſe Wiſſenſchaftler Vorträge 
über die Memelfrage, die ſie natürlich im litauiſchen Sinne behandeln. Auch an der 
litauiſchen Preſſe geht die franzöſiſche Kulturpropaganda und Werbeaktion nicht un⸗ 
beachtet vorüber. Die litauiſchen Journaliſten find zur Teilnahme an der Pariſer Welt⸗ 
ausſtellung 1937 unter äußerſt günſtigen Bedingungen eingeladen worden. Damit zum 
Thema Preffe: Seit ungefähr acht Jahren erſcheint in Kauen ein katholiſches kulkur⸗ 
politiſches Journal „Naujoji Romuva“ („Neue Ruheſtätte“). Es heißt, daß es ſich dabei um 
eine Gründung des „Katholiſchen Komitees“, einer in Litauen beſonders regen Untergruppe 
der „Alliance Frangaiſe“, handelt. Das Blatt erſcheint in einer guten äußerlichen Aufmachung 
und nimmt zu ſämtlichen kulturellen und politiſchen Fragen Stellung. Es verſucht, die 
Gegenſätze, die zwiſchen den Katholiken Litauens und der Regierung beſtehen, 
auszugleichen. Das Blatt bemüht ſich, gegen Deutſchland Stimmung zu machen. Die 
deutſchfeindlichen Aufſätze von Slavenas, die in ihm erſchienen find, find als Sonderdruck 
unter dem Titel „Die deutſche Kultur — eine kritiſche Wertung“ herausgegeben worden. 
Sie enthalten die übelſten Angriffe und Verleumdungen der deutſchen Kultur. Der fran⸗ 
zöſiſche Einfluß hat ſich aber auch bei der übrigen Preſſe Litauens, ungeachtet ihrer 
ſtarken Verjudung, bemerkbar gemacht. Schon rein äußerlich: So haben faſt alle 
führenden litauiſchen Tageszeitungen ſeit ungefähr zwei Jahren den franzöſiſchen Umbruch 
eingeführt, während ſie bisher nach dem Muſter deutſcher Zeitungen umbrochen wurden. 
Mit Unterſtützung amtlicher franzöſiſcher Stellen finden auch Artikel franzöſi⸗ 
ſcher Journaliſten und Politiker, die den franzöſiſchen Standpunkt in 
aktuellen politiſchen Fragen vertreten, Eingang in die litauiſche Preſſe. Es iſt erklärlich, 
daß unter ſolchen Umſtänden in der litauiſchen Preſſe Behauptungen aufgeſtellt werden 
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können, wie die, „daß die deutſche Ziviliſation im Vergleich zur franzöſiſchen im beften 
Falle ein Knirps ſei“. 

Auf dem Gebiet des Theaters, des Films und der Kunſt hat es die franzöſiſche Propa- 

a in Litauen noch nicht weit gebracht. Vom 14. bis 19. Dezember 1937 hat zwar in 

itauen eine „Woche der franzöſiſchen Kunſt“ ſtattgefunden, doch hat fie fich 
auf einige Vorträge und die Aufführung einiger franzöſiſcher Opern unter Leitung 
des Pariſer Dirigenten A. Wolf beſchränkt. Außerdem hat eine franzöſiſche Theater⸗ 
truppe nach Kauen kommen ſollen; doch iſt dieſer Plan ſpäter fallen gelaſſen worden. 
Franzöſiſche Filme kommen zwar unter zuſtimmender Begleitmuſik der litauiſchen Preſſe 
in den Kinos zur Aufführung, doch iſt ihr Beſuch nicht allzu groß. Die franzöſiſchen 
Filme können ſich keineswegs mit den deutſchen meſſen, die von der Mehrheit des litau⸗ 
iſchen Publikums verlangt und gern beſucht werden. Ebenſo ſteht es mit den deutſchen 
Theatervorführungen, die in Kauen ab und zu ſtattfinden. 

Aus alledem läßt ſich der ſtarke Einſatz der franzöſiſchen Kulturpropaganda in Litauen 
erkennen. Sie läßt keine der ſich ihr bietenden Möglichkeiten außer Acht. Die Erfolge 
ſind zur Zeit zwar noch nicht allzu groß. Die deutſche Sprache, die in Litauen feſte 
Wurzeln geſchlagen hat, und die deutſche Kultur, die dort trotz aller politiſchen Gegner⸗ 
ſchaft maßgebend iſt, können nicht mit einem Schlage verwiſcht und verdrängt werden. 
Immerhin muß die franzöſiſche Kulturpropaganda in deutſchen Kreiſen eine größere Be⸗ 
achtung als bisher finden. Nicht allein deshalb, weil ſie ſich indirekt und auch ſogar direkt 
gegen die deutſche Kultur und gegen Deutſchland richtet, ſondern auch deshalb, weil durch 
den Internationalismus und Univerfalismus der franzöſiſchen Kultur eine geiſtige Grund⸗ 
haltung nach Litauen und auch in die anderen baltiſchen Staaten gebracht wird, deren 
unvermeidliche Folge eine Annäherung an die Volksfrontenkultur und damit an den 
Bolſchewismus ſein muß. 


Aufbau in Oftpreußen 1933/38 


Oſtpreußen iſt ſeit der Machtübernahme aus einer Provinz, mit deren Namen in der 
Syſtemzeit faſt unvermeidlich Begriffe wie Oſthilfe, Notſtandsgebiet uſw. verbunden ge⸗ 
weſen find, eine Provinz geworden, die auf dem Gebiete der wirtſchaftlichen Selbſthilfe und 
des zielbewußten Wirtſchaftsaufbaus Vorbildliches geleiſtet hat. Die faſt ſchlagartige 
Ueberwindung der Arbeitsloſigkeit in Oſtpreußen, die ſeinerzeit das In⸗ 
und Ausland mit Bewunderung für die Diſziplin und Einſatzbereitſchaft der Bevölkerung 
dieſer Provinz erfüllt hat, ift nur der Auftakt zueinem größeren undplan⸗ 
mäßig in Angriff genommenen Werk geweſen, deſſen Erfolge von der wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklungsfähigkeit Oſtpreußens Zeugnis ablegen. leber einige Tatſachen 
des Aufbaus der oftpreußifchen Land- und Forſtwirtſchaft und der Induſtrie ſei im 
Folgenden berichtet. 

Im Rahmen des oſtpreußiſchen Aufbauprogramms kommt naturgemäß der Lan d⸗ 
und Forſtwirtſchaft, in der nach dem Stande von 1933 58,4 v. H. der berufs⸗ 
tätigen Perſonen beſchäftigt find, die größte Bedeutung zu. leber die Fortſchritte auf 
landwirtſchaftlichem Gebiete geben u. a. nachſtehende Zahlen Auskunft. Die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Hektarerträge ſind ſeit dem Jahre der Machtergreifung nicht un⸗ 
beträchtlich geſtiegen, und zwar bei Roggen von 14,6 Doppelzentner im Durchſchnitt der 
Jahre 1030733 auf 16,0 Doppelzentner im Durchſchnitt der Jahre 1934/37, bei Gerfte 
von 17,3 auf 19,6 Doppelzentner, bei Hafer von 18,8 auf 18,2 Doppelzentner. Eine 
erhebliche Steigerung der Hektarerträge iſt auch im Hackfruchtbau feſtzuſtellen, und zwar 
ſind die Erträge in den genannten Jahren geſtiegen bei Kartoffeln von 136,1 auf 168,0 
Doppelzentner, bei Futterrüben von 407,9 auf 546,4 Doppelzentner, und bei Zuckerrüben 
von 269,8 auf 346,3 Doppelzentner je Hektar. Während die Anbauflächen für Getreide 
und Kartoffeln, in denen Oſtpreußen ſeit jeher Uleberſchußgebiet geweſen iſt, im weſent⸗ 
lichen unverändert geblieben ſind, hat ſich die Zuckerrübenanbaufläche ver⸗ 
größert; ſie umfaßt nahezu 7000 Hektar und reicht damit annähernd aus, den Zucker⸗ 
bedarf Oſtpreußens aus eigener Erzeugung zu decken. Beſonders wichtig iſt es für Oſt⸗ 
preußen, das eine hoch entwickelte Viehzucht beſitzt, ſich eine wirtſchaftseigene 
Futtergrundlage zu ſchaffen, um von der Zufuhr fremder Futtermittel unab⸗ 
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hängig zu werden. Auch in dieſer Hinſicht find Fortſchritte erzielt worden. So find z. B. 
die Hektarerträge für Heu von 38,4 Doppelzentner in den Jahren 1930/33 auf 41,1 
Doppelzentner in den Jahren 1934/37 geſtiegen. Auch die Gärfutter bereitung, 
der für die Winterfütterung große Bedeutung zukommt, hat zugenommen; von 1933 bis 
1937 find Gärfutterbehälter mit einem Geſamtfaſſungsvermögen von faſt 185 000 Kubik⸗ 
meter errichtet worden. Von der landwirtſchaftlichen Nutzfläche Oſtpreußens, die 2,5 
Millionen Hektar beträgt, find? noch etwa 1 Million Hektar meliorafions 
bedürftig; von dieſer Fläche kommen u. a. 600 000 Hektar für Ackerdränung und 
340 000 Hektar für Grünlandentwäſſerung in Betracht. Im Rahmen eines Fünfjahres⸗ 
planes werden zunächſt jährlich 60 000 Hektar Ackerland und 20 000 Hektar Grünland 
melioriert. Der Stand der oſtpreußiſchen Vieh- und Pferdezucht hat ſich ſeit der Macht⸗ 
ergreifung gebeſſert. Der oſtpreußiſche Pferdebeſtand ift von 440 000 auf 470 000 
geſtiegen. Die Milchwirtſchaft iſt erheblich ausgebaut worden. Die Zahl der 
Milchkühe hat 1933 626 000 und 1937 bereits 650 000 betragen. Die Geſamtmilch⸗ 
produktion der Provinz iſt von 1663 Millionen Liter im Jahre 1931 auf 1880 Millionen 
Liter im Jahre 1936, die Butterer zeugung von 1933 bis 1937 um 12 Millionen 
Kilogramm, die Käſeer zeugung in der gleichen Zeit um 14 Millionen Kilogramm 
geſtiegen. Wie die Schweinezucht, die ihren Hauptſitz in Maſuren hat, ſo weiſt 
auch die Schafzucht in Oſtpreußen in den letzten Jahren eine aufſteigende Entwicklung 


auf. Im Jahre 1937 find in Oſtpreußen 1,63 Millionen Schweine geſchlachtet bzw. 


in das übrige Reich verſandt worden gegenüber 1,26 Millionen im Jahre 1933; das 
bedeutet eine Steigerung um 370 000 Schweine. Seit 1933 hat ſich zum erſten Male ſeit 
Jahrzehnten wieder eine Zunahme des Schafbeſtandes um rund 25 600 Stück ergeben. 
Oſtpreußen iſt, was manchen, der etwas von der Johannisburger oder der Rominter 
Heide gehört hat, vielleicht in Erſtaunen verſetzen wird, ein waldarmes Land. Mit 
nur 18 v. H. waldbeſtandener Landesfläche ſteht es unter den preußiſchen Provinzen an 
zweitletzter Stelle. Allerdings weiſen die ſüdlichen und öſtlichen Kreiſe der Provinz aus- 
gedehnte Waldungen auf; dafür aber find namentlich die mittleren und nordweſtlichen 
Teile um ſo geringer bewaldet. Wenn trotzdem die Holzinduſtrie in Oſtpreußen 
eine große Bedeutung beſitzt und neben der Bauwirtſchaft die Schlüſſelinduſtrie der Pro: 
vinz ift, fo erklärt ſich das daraus, daß dieſe Induſtrie zum großen Teil auf aus⸗ 
ländiſchem Holz aufgebaut iſt. Im Jahre 1934 ſind nach Oſtpreußen 1,99 
Millionen Feſtmeter Nutzholz (faſt durchweg Papierholz) eingeführt worden. Bis zum 
Jahre 1936 iſt dieſe Einfuhr aus den bekannten Gründen auf 1,21 Millionen Feſtmeter 
geſunken. Dieſer Rückgang der Einfuhr hat bei dem im Zuge des allgemeinen 
Wirtſchaftsaufſchwunges ſtändig ſteigenden Holzbedarf zu einer ſtärkeren Anſpannung 
der oſtpreußiſchen Holzwirtſchaft gezwungen. Demzufolge iſt auf der einen Seite der 
Holzeinſchlag in den letzten Jahren ſowohl mengenmäßig wie wertmäßig beträcht⸗ 
lich geſtie gen und iſt andererſeits die Auf forſtung geeigneter Flächen beſchleu⸗ 
nigf worden. Der oſtpreußiſche Holzeinſchlag hat 1933 1,2 Millionen und 1936 
2,1 Millionen Feſtmeter betragen; und die Waldfläche der Provinz, die ſich ſchon ſeit 
Jahrzehnten langſam vergrößert, ift allein in den beiden Jahren 1935/6 um rund 2450 
Hektar angewachſen. Sie wird im Rahmen eines beſonderen Aufforſtungsplanes bis auf 
weiteres um jährlich rund 5000 Hektar vergrößert werden dadurch, daß geeignetes bäuer⸗ 
liches Oedland, ſchlechtes bäuerliches Ackerland und geringwertiges bäuerliches Waldland 
aufgeforſtet werden. Die genannten Flächen umfaſſen etwa 90 000 Hektar. Gleich⸗ 
zeitig wird durch entſprechende Maßnahmen, wie Dränung, Entwäſſerung, Anbau von 
Miſchhölzern uſw., für eine Qualitätsverbeſſerung des oſtpreußiſchen Holzes 
eſorgt. 
8 one ſtarke natürliche Bevölkerungszunahme, die Oſtpreußen aufweiſt, läßt ſich nicht 
im Lande halten, wenn es nicht gelingt, neue induſtrielle Arbeitsſtätten zu ſchaffen. Auch 
auf dieſem Gebiete ſind ſeit 1933 beträchtliche und weitere Erfolge verſprechende Fort⸗ 
ſchritte zu verzeichnen. Es find in Oſtpreußen feit der Machtergreifung 10? indu⸗ 
ſtrielle Betriebe bzw. Betriebsabteilungen neu gegründet 
worden; in ihnen haben 5447 Arbeiter Beſchäftigung gefunden. Davon entfallen 
auf die Nahrungsmittelinduſtrie 36 Betriebe mit 1409 Arbeitskräften. In 
dieſen Betrieben werden (außer in der neu errichteten Margarinefabrik) ausſchließlich oſt⸗ 
preußiſche Erzeugniſſe, die vorher in unveredeltem Zuſtande in das übrige Reich 
ausgeführt wurden, verarbeitet (ſiehe „Oſtland“, Nr. 16, 1938, Seite 346). 
Eine ganze Reihe weiterer Betriebe der Nahrungsmittelinduſtrie befindet ſich gegen- 
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wärtig im Bau. So ift in Friedland ein neues Käſewerk im Entſtehen, das zunächſt 
etwa 30 Arbeiter beſchäftigen wird. Dieſe werden z. T. aus Weſtdeutſchland herangeholt, 
wo die gründende Geſellſchaft ihr Hauptwerk beſitzt. In Liebſtadt wird eine neue 
Trockenmilchfabrik errichtet, nach Marienburg, Schakenhof, Allenburg und Friedland die 
fünfte Fabrik dieſer Art, die ſeit 1933 in Oſtpreußen entſteht. Der neue Betrieb wird 
zunächſt 20 Arbeitern, die gleichfalls z. T. aus dem Rheinland herangeholt werden, Be: 
ſchäftigung geben. In Korſchen wird ein Kondensmilchwerk gebaut, das 150 bis 200 
Mann beſchäftigen wird. Eine beachtenswerte Neugründun if auch das „Nahrungs: 
mittelwerk Oſtpreußen GmbH.“ in Tapiau. In dieſem Werk ſollen Nudeln, andere 
Teigwaren und Gemüſekonſervenwürfel hergeſtellt werden. Die Rohſtoffe ſind reichlich 
vorhanden, und der Abſatz iſt ſicher, da dieſe Waren bisher noch faſt reſtlos aus dem 
übrigen Reich nach Oſtpreußen eingeführt werden müſſen. Von den 100 Arbeitern, die 
das Werk beſchäftigen wird, wird ein Teil aus Süddeutſchland herangezogen werden. 
Außerdem ſind u. a. einige weitere Fabriken für die Herſtellung von Keks, e 
mitteln, Kunſthonig, Stärke, Marmelade uſw. z. T. geplant, z. T. bereits im Entſtehen. 


Die Holzinduſtrie iſt, wie ſchon erwähnt, neben der Bauwirtſchaft, die Schlüſſel⸗ 
induſtrie der Provinz. Die Sägeinduftrie hat, nachdem in den letzten Syſtemjahren 
ein großer Teil der Werke hat ſtillgelegt werden müſſen, ſeit 1933 einen bedeutenden Auf⸗ 
ſchwung erlebt. Ende 1937 ſind in ihr etwa 7000 Arbeiter beſchäftigt geweſen. Hinzu 
kommen etwa 9000 Arbeiter und Angeſtellte, die in der während der letzten Jahre erfolg⸗ 
reich ausgebauten Holzverarbeitungsinduſtrie Beſchäftigung gefunden 
haben. Es gibt in Oſtpreußen 6 Sperrholzfabriken mit 3000 Beſchäftigten, 
€ Papierfabriken und Zellſtoffwerke mit 4000 Beſchäftigten und 114 
andere holzverarbeitende Betriebe, wie Kiſten⸗, Holzfaſerplatten⸗, Holz⸗ 
wolle, Schindel⸗, Parkettrohfrieſen⸗ und ſonſtige Fabriken, mit einer Geſamtbelegſchaft 
von etwa 2000 Mann. Unter dieſen 114 Betrieben befinden ſich 12 Betriebe mit 
659 Beſchäftigten, die nach 1933 entſtanden find, darunter A Kiſten⸗ 
fabriken mit 291 beſchäftigten Perſonen, deren Produktion heute bereits ausreicht, um 
die oſtpreußiſche Nahrungsmittelinduſtrie mit Kiſten zu verſorgen. Die oſtpreußiſche Pros 
duktion an Bleiſtiftbrettchen, Faßſpunden, Stühlen, Zellſperrtüren, Fenſterrahmen, Holz⸗ 
baracken uſw. iſt ſo weit geſtiegen, daß die genannten Erzeugniſſe bereits ausgeführt 
werden können. Sämtliche Zeitungen der Provinz werden, ſeitdem die Druckpapier⸗ 
fabrik in Wehlau (mit 70 Arbeitern) ihren Betrieb aufgenommen hat, ausſchließlich 
mit oſtpreußiſchem Papier perſorgt. In Königsberg iſt weiter eine Kartonagen⸗ 
fabrik (mit 80 Arbeitern) errichtet worden. Auf der Verwertung von Holzabfällen 
fußt ein Anfang 1938 in Betrieb genommenes Faſerplattenwerk. Im übrigen 
find für den weiteren Ausbau der holzverarbeitenden Induſtrie, wie für die Herſtellung 
von Wohnmöbeln, Möbelteilen, Spankörben uſw., in Oſtpreußen gute Entwicklungsmög⸗ 
lichkeiten vorhanden. In dieſem Zuſammenhang ſei auch die Rohrgewerbe⸗ 
induſtrie erwähnt, die in Oſtpreußen bis in die jüngſte Zeit hinein nur durch Familien⸗ 
betriebe vertreten geweſen iſt. In den letzten Jahren ſind zwei größere Betriebe dieſer Art 
mit zuſammen 40 Beſchäftigten errichtet worden, deren Erzeugniſſe außerhalb Oſtpreußens 
abgeſetzt werden, während den Kleinbetrieben die Deckung des oſtpreußiſchen Eigen⸗ 
bedarfs verblieben iſt. 


In der Induſtrie der Steine und Erden ſind zwar keine neue Betriebe ent⸗ 
ſtanden, doch hat der gewaltige Aufſchwung der Bautätigkeit dazu geführt, daß die zahl⸗ 
reichen Ziegeleien, Kalkſandſteinwerke uſw., die ihren Betrieb in der Syſtemzeit hatten 
ſtillegen oder doch ganz beträchtlich hatten einſchränken müſſen, wieder voll beſchäf⸗ 
tigt werden können. In der oſtpreußiſchen Ziegelinduſtrie find 1932 nur 3470, 
im Jahre 1936 aber bereits 8431 Arbeiter beſchäftigt geweſen; die Produktion iſt von 
123 Millionen auf 434 Millionen Stück Ziegel angewachſen. Hinzuweiſen iſt in 
dieſem Zuſammenhang auch auf die Bemühungen, gewiſſe Bodenſchätze Oſtpreußens der 
induſtriellen Ausrüſtung der Provinz dienſtbar zu machen. So liegen für die Torf⸗ 
unferſuchungen, die ſich auf Maßnahmen zur Entwäſſerung der induſtriell aus⸗ 
wertbaren Moore und die Herſtellung von Torfkoks als Generatortreibſtoff erſtrecken, 
bereits abſchließende Ergebniſſe vor. Mit der fabrikationsmäßigen Herſtellung in kleinem 
Rahmen iſt begonnen worden. Auch die Unterſuchung der Ton- und Quarz⸗ 
ſandvorkommen, die für die Herſtellung von Klinkern, Kacheln, Keramiken und 
Glas Verwendung finden, haben greifbare Ergebniſſe gezeitigt. So find 1936 eine 
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keramiſche Werkſtatt in Lasdehnen und eine kunſtgewerbliche Töpferei in Tolkemit ins 
Leben gerufen worden. 

Einen nicht unbeträchtlichen Aufſchwung hat auch die Textilinduſtrie Oſt⸗ 
preußens in den letzten Fahren verzeichnen können. Von 1933 bis 1937 ſind 12 neue 
Betriebe dieſes Induſtriezweiges mit 728 Beſchäftigten errichtet worden. 
Unter anderen find 2 Leinenwebereien (davon eine in Hof Kapheim) mit 41 Arbeitern und 
eine Flachsröſte mit 260 Arbeitern gegründet worden. Dieſe Betriebe verarbeiten o ſt⸗ 
preußiſchen Flachs, deſſen Anbaufläche von 1934 bis 1938 von 400 auf 2500 
Hektar geſtiegen iſt. Die Flachsröſte, der modernſte Betrieb dieſer Art in Deutſch⸗ 
land, nimmt die geſamte oſtpreußiſche Flachsernte auf. Für die Wollverarbeitung ſind in 
Oſtpreußen noch bisher nicht ausgenutzte rohſtoffbedingte Entwicklungsmöglichkeiten vor⸗ 
handen. Der bei einer Schlachtungsziffer von 70 000 Schafen im Jahre 1937 erhebliche 
Wollanfall wird bisher nur zu einem kleinen Teil in der Provinz verarbeitet, und 
zwar von den beiden kleinen Spinnereien in Bartenſtein und Landsberg, die zu⸗ 
ſammen 240 Arbeiter beſchäftigen. Neu hinzu kommt noch ein größeres Texkilwerk in 
Workallen, das Wollſpinnerei, Tuchweberei und Ausrüſtungsanſtalt umfaſſen und 
etwa 250 Arbeiter beſchäftigen wird. Einen großen Aufſchwung hat die Beklei⸗ 
dungsinduſtrie genommen, die vorwiegend für den Heeresbedarf arbeitet und deren 
in den letzten Jahren neu entſtandene Betriebe daher in den großen Garniſonſtädten 
Königsberg, Gumbinnen und Inſterburg angeſetzt worden ſind. Wie die Leinenweberei 
in Hof Kapheim, die volkstümliche Muſter, wenn auch im mechaniſchen Arbeitsprozeß 
verwendet, fo ſtellen auch die 1935 gegründete Teppichknüpferef in Lyck und die 
1936 begonnene Flicker⸗ und Garnteppichherſtellung in Roſſitten 
eine Neubelebung alter oſtpreußiſcher Kunſtfertigkeit dar. 

Für die Entwicklung der Lederinduſtrie find in Oſtpreußen günſtige Voraus⸗ 
ſetzungen vorhanden. Von dem Jahresbedarf von 2 bis 3 Kilo Leder pro Kopf der Be⸗ 
völkerung wird bisher nur ein knappes Zehntel in Oſtpreußen ſelbſt hergeſtellt. Dabei 
werden die aus den Schlachtungen anfallenden Häute bisher nur zum Teil in Oſt⸗ 
preußen ſelbſt verarbeitet, während zu gleicher Zeit in größerer Menge Häute aus dem 
übrigen Reich und aus Lieberfee eingeführt werden. In Oſtpreußen find zur Zeit 
38 Gerbereien vorhanden, darunter nur 2 Großbetriebe mit mehr als 100 Arbeitern 
und 15 Mittelbetriebe, während die übrigen Betriebe auf rein handwerklicher Grundlage 
arbeiten. Zur Förderung des oſtpreußiſchen Gerbereiweſens find Maßnahmen zur Er⸗ 
weiterung der Fichtenrindegewinnung im Gange. Auch iſt die Errich⸗ 
fung einer Fichtenrindeeptrakkfabrik in Ausſicht genommen. Das Ziel ift 
die Herſtellung hochwertiger Lederwaren unter Verwertung heimiſcher Gerbſtoffe. Eu 

Nicht auf heimiſchen Rogſtoffen fußend, ſondern nach dem Abſatz orientiert ſind (von 
der Bernſteingewinnung und -verarbeitung abgeſehen) die Metall- und die chemiſche In⸗ 
duſtrie Oſtpreußens. Geit 1933 find 14 neue Betriebe der Metallinduſtrie 
in Oſtpreußen neu errichtet worden. Sie haben im Jahre 1937 167 Arbeiter und 
Angeſtellte beſchäftigt. Die chemiſche Induſtrie iſt durch 11 Neugründun⸗ 
gen mit zuſammen 205 Beſchäftigten erweitert worden. Nach der Statiſtik der 
Gewerbeaufſichtsämter hat es in Oſtpreußen im Jahre 1932 451 Betriebe der Metall⸗ 
gewinnung⸗, =be= und verarbeitung mit 8441 Beſchäftigten, im Jahre 1936 dagegen 739 
Betriebe mit 22 297 Beſchäftigten gegeben. In der chemiſchen Induſtrie ſind die ent⸗ 
ſprechenden Zahlen: 29 Betriebe mit 700 Arbeitern bzw. 30 Betriebe mit 863 Arbeitern. 
In dieſen Zahlen kommt der gewaltige Aufſchwung zum Ausdruck, den die alten Groß⸗ 
betriebe, wie vor allem die Schichau-Werfk und die Maſchinenfabrik 
Komnick in Elbing, ſeit 1933 genommen haben. 


ä ———— . — EEE SLOT ET STERGDSTELLED 


„Wir haben nicht links und nicht rechts geſchaut, wir haben niemandem etwas 
verſprochen, ſondern wir haben nur den einen Gedanken in die Herzen und Hirne 
der anſtändigen Menſchen gehämmert, den Gedanken, daß wir einig ſein müſſen, 
wenn wir nicht politiſch und wirtſchaftlich zugrunde gehen wollen. Es gilt für uns 
die Parole: Die Idee über uns, der Kamerad neben uns, der 
Gegner vor uns!“ Konrad Henlein 
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Die neue Etappe 


Die Verhandlungen der Prager Regierung über das von ihr im Frühjahr angekündigte 
Nationalitätenſtatut, das den Wünſchen der einzelnen Volksgruppen im fſchecho⸗ſlowaki⸗ 
ſchen Nationalitätenſtaate gerecht werden ſollte, führten zu keinem Ergebnis, was leicht 
borauszufehen war. Die Linkskreiſe und ihre klerikalen Verbündeten übten auf die 
Regierung den ſchärfſten Druck aus, den Forderungen der einzelnen Volksgruppen gegen⸗ 
über unnachgiebig zu bleiben. Aber auch die übrigen politiſchen Gruppen konnten an⸗ 
eſichts dieſer Einſtellung der „Burgparteien“, die enge Fäden zum Staatspräſidenten 
pinnen, keine andere Haltung einnehmen, wenn es auch in ihren Reihen nicht an einſich⸗ 
tigen Stimmen gefehlt hat, die offen zugaben, daß die Tſchecho⸗Slowakei jetzt Verzugs⸗ 
zinſen zu zahlen habe. 

Wer in dieſen Monaten die tſchechiſche Preſſe verfolgt hatte, der mußte erkennen, daß 
die Erklärungen der tſchechiſchen Staatsmänner in ausländiſchen Zeitungen, denen zufolge 
die Prager Regierung den Wünſchen der Volksgruppen und vor allem der Sudetendeut⸗ 
ſchen bis an die äußerſte Grenze des Möglichen nachkommen werde und zur Verſtändi⸗ 
gung bis zur Selbſtverleugnung bereit ſei, nur propagandiſtiſchen Wert für das demokra⸗ 
tiſche Ausland haben konnten, das ſolche Erklärungen mit Befriedigung aufnimmt. Als 
dieſen Erklärungen dann jedoch keinerlei Taten folgten, begann man in den Staats⸗ 
kanzleien des Weſtens unruhig zu werden, und man wurde in Prag erneut vorſtellig. Es 
wäre allerdings verfehlt, aus dieſer Haltung der Weſtmächte etwa eine beſondere Anteil- 
nahme an dem Schickſal der Volksgruppen der Moldaurepublik herausleſen zu wollen. 
Sie ſahen durch die tſchechiſche Unnachgiebigkeit ihre eigenen Intereſſen in Mitteleuropa 
gefährdet, und daraus erklärt ſich ihre Aktivität in Prag. 

Die Tſchechen änderten trotz der Vorſtellungen der Weſtmächte kaum ihre Haltung. 
Da hielt der engliſche Miniſterpräſident Chamberlain ſeine bekannte Rede, in der 
er Englands Intereſſe an einer Beruhigung der Verhältniſſe in der Tſchecho⸗Slowakei 
begründete und die Entſendung Lord Runciman als Er- und Vermittler ankündigte. Es 
koſtete die tſchechiſche Oeffentlichkeit eine große Ueberwindung, Lord Runeiman mit 
lachender Miene zu empfangen. Man ſprach es zwar nicht offen aus, daß man in 
ſeiner Anweſenheit und in der Durchführung ſeiner Aufgaben eine Verletzung der 
ſtaatlichen Souveränität ſieht, aber man empfindet fie als ſolche. Daß für 
den Lord die Sudetendeutſche Partei Konrad Henleins der Kontrahent der tſchechiſchen 
Regierung iſt, würgt in der Bruſt der tſchechiſchen Patrioten. Seit Jahr und Tag hetzen 
fie doch den Staatsanwalt auf die „Henlavci“. Und nun müffen fie zur Kenntnis 
nehmen, daß die SdP. als ein internationaler Faktor gewertet wird. 
Das iſt für die Tſchechen eine arge Enttäuſchung, die ſie aber wohl oder übel hinnehmen 
müſſen. Intereſſant iſt, wie ſie das tun: Denn in ihrer dabei zur Schau geſtellten Hal⸗ 
fung wird zugleich der Weſensinhalt des tſchechiſchen Problems ſichtbar. Zunächſt haben 
die Tſchechen den engliſchen Lord mit konventioneller Höflichkeit begrüßt und ihm ihr 
Vertrauen ausgeſprochen. „Alles, was die Tſchecho⸗Slowakei Runciman ſagen kann“, 
ſo hat man amtlich verlauten laſſen, „iſt, daß ſie ihm vertraut: ſeiner Ehrenhaftigkeit, 
ſeinem Sinn für Gerechtigkeit, ſeinem Verſtändnis für die Situation eines Volkes, das 
wieder um feine Freiheit kämpfen muß ...“ 

Indem die Prager Regierung dem Lord ihr unumſchränktes Vertrauen verſichert, 
hofft ſie, daß auch er ſeinerſeits der Richtigkeit ihrer Darſtellung der Verhältniſſe im 
Staate blindlings vertraut. So hat man zwanzig Jahre hindurch die Welt betrügen 
können, warum ſoll man jetzt dieſe Methode fallen laſſen! Mit konzilianter Höflichkeit 
verbindet man die Poſe des Mannes mit der reinen Weſte. Und ſo läßt man den eng⸗ 
liſchen Er⸗ und Vermittler wiſſen: „Wir find fo feſt von der Gerechtigkeit unſerer Sache 
und unſeres bisherigen verſöhnlichen Vorgehens überzeugt, daß wir ſeiner (d. i. Runci⸗ 
mans) Arbeit mit Vertrauen entgegenſehen. Es iſt gut, daß ein hervorragendes Mitglied 
des britiſchen Volkes mit eigenen Augen erkennt, wie die Minderheiten in der Tſchecho⸗ 
Slowakei leben, und daß es ſich an Ort und Stelle wird damit bekannt machen können, 
welcher Unterſchied zwiſchen der tatſächlichen Situation der deutſchen Minderheit und 
ihrer Propaganda beſteht ..“ 

Die gefliſſentlich befonte Unſchuld wird in der geſamten tſchechiſchen Preſſe in den 
verſchiedenſten Variationen begründet. Es wird Lord Runciman dargelegt, daß es über⸗ 
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haupt Fein fo kompliziertes Problem zwiſchen den Tſchechen und den Deutſchen in der 
Tſchecho⸗Slowakei gäbe, wenn es nur dieſen beiden Parteien überlaſſen wäre, ihr gegen⸗ 
ſeitiges Verhältnis gleichſam unter vier Augen zu regeln. Jahrelang, ſo ſagt man, 
hätten die Sudetendeutſchen nicht nur friedlich neben den Tſchechen im Lande gelebt, 
ſondern ſie hätten ſogar ſelbſt mit in der Regierung geſeſſen. Dann aber ſei der „Faſchis⸗ 
mus“ gekommen, der alle ruhigen Länder in chroniſche Unruhe ſtürze. Das Deutſche 
Reich, das die Tſchecho⸗Slowakei als ein Hindernis für feinen Drang nach dem Südoſten 
empfinde, habe plötzlich die ſudetendeutſche Frage „erfunden“, um ſie als Hammer 
zur Zerkrümmerung der Tſchecho-Slowakei und der Demokratie zu verwenden. Die 
Spannungen zwiſchen den Sudetendeutſchen und Tſchechen ſeien alſo von außen her erzeugt 
worden! Die Tſchecho⸗Slowakei habe bisher im Geiſte der Humanität alles getan, um 
die Minderheiten zu befriedigen, und nichts unternommen, was dieſe in ihrem Beſitzſtand 
hätte ſchmälern können ...! So windet die tſchechiſche Legende ihre Ranken um die Ver⸗ 
hältniſſe im Staate. Eine grünende und blühende Faſſade ſoll dem Lord Runciman das 
brüchige und morſche Mauerwerk des Staates verhüllen. Die Schuld an der Gewitter⸗ 
ſchwüle, die darüber braut, aber wird dem böſen Nachbarn in die Schuhe geſchoben. 


Dieſe tfchechifchen Vernebelungsabſichten hat der Abgeordnete Ernſt Kundt, der 
Wortführer der ſudetendeutſchen Delegation, vor dem Prager Verhandlungsausſchuß mit 
feinen von europäiſchem Verantwortungsbewußtſein getragenen Ausführungen gründlich 
zerſtört. In einer in ganz Europa ſtark beachteten Nede hat er die tſchechiſche Tarnungs⸗ 
und Verſchleppungstaktik enthüllt und klargemacht, wie die tſchechiſche „Verſtändigungs⸗ 
bereitſchaft“ und vor allem das tſchechiſche „Entgegenkommen“ tatſächlich ausſehen. Er 
bat u. a. geſagt: 


„Leider muß ich feſtſtellen, daß die uns vorgelegten Elaborate der Regierung und des Koalitions⸗ 
ausſchuſſes in keiner Hinſicht einen Vorſchlag darſtellen, der von Ihrer bisherigen Auffaſſung im 
Grundſätzlichen und im Konkreten abweicht und ſich den tatſächlichen Verhältniſſen und unſerer 
Auffaſſung irgendwie nähert. Im Grunde genommen bilden die Elaborate der 
Regierung nichts anderes als eine Kodifikation bisher ſchon geltender 
Verfaſſungsgrundſätze, geſetzlicher Beſtimmungen, Verordnungen und 
Verwaltungspraktiken, die alle die Urſache des heutigen Zuftandes 
ſind. Wenn der Miniſterpräſident im Namen der Regierung zu beweiſen verſucht, daß es kein 
rein deutſches Siedlungsgebiet gibt, ſo iſt für dieſen Beweis bezeichnend, daß er ſich auf Zahlen 
jenes Beſiedlungszuſtandes ſtützt, der durch ſtaatliche und vom Staat geförderte Maßnahmen ſeit 
1918 herbeigeführt wurde. Die Stellungnahme der Regierung läßt alſo jene Forderungen unſerer 
Skizze vom 7. Juni d. J. außer acht und verneint fie ſomit, die die Schaf fung nationaler 
Verwaltungseinheiten auf dem Beſiedlungszuſtand vom Jahre 1918 
aufbaut. Sie wird aber niemals von uns erreichen, daß wir die Ergebniſſe der Tſchechiſterungs⸗ 
aktionen unſerer deutſchen Heimat irgendwie anerkennen werden! Wenn die Regierung 
beantragt, den Ausbau der nationalen Selbſtverwaltung im Rahmen 
der bisherigen territorialen Selbſtverwaltungs verbände zu voll⸗ 
ziehen, fo liegt darin eine Ablehnung unſeres Vorſchlages über die 
allein zweckmäßige und notwendige Form einer wirklichen Selbſt— 
verwaltung. er 

Sie betrachten den Staat ausſchließlich als Ihren Staat, der vor allem Ihren Bedürfniſſen 
zu dienen hat. Sie betrachten die Sudetendeutſchen nur als eine Minderheit, gewähren ihnen nur 
beſondere Schutzrechte, ſchaffen für ſie nur Ausnahmebeſtimmungen und glauben hierbei, noch 
beſonders großzügig zu ſein. Wir hingegen wünſchen und verlangen einen Staatsaufbau, der uns 
keine Sonderſchutz- und Ausnahmerechte einräumt, der uns nicht als Minderheit qualifiziert. Wir 
wollen, daß die deutſche Volksgruppe als vollkommen gleichberechtigter Partner des tſchechiſchen 
Volkes ausdrücklich anerkannt und unſerer Volksgruppe eine entſprechende gleiche politiſche und 
rechtliche Stellung geſichert wird. 

Sie ſehen in der Vorherrſchaft des tſchechoſlowakiſchen Volkes gerade das Weſen und das 
Lebensgeſetz der Tſchecho-Slowakiſchen Republik. Wir betrachten einen ſolchen Zu: 
ſtand als unſittlich, unzweckmäßig und als dauernde Friedensgefahr 
in Mitteleuropa. Wir wollen eine gemeinſame Herrſchaftsausübung durch 
ein zweckmäßig geregeltes Zuſammenwirken der in der Tſchecho-Slowakiſchen Republik ſiedelnden 
Völker und Volksgruppen. Sie wollen die nichttſchechiſchen Völker und Volksgruppen als ſolche 
ſtaatsrechtlich und überhaupt in der Rechtsordnung als exiſtent gar nicht zur Kenntnis nehmen. 
Nach Ihrer Auffaſſung iſt der tſchechiſchen Sprache eine abſolute Vorherrſchaft einzuräumen. Nach 
unſerer Auffaſſung muß die Gleichberechtigung der Sprachen der Völker und 
Volksgruppen hergeſtellt werden. Von einem Umbau des Staates kann bei Ihren Vor⸗ 
ſchlägen nicht geſprochen werden. Ihre Vorſchläge find lediglich eine Kodifizierung bisheriger Ber 
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ſtimmungen und Praktiken, die das Unrecht bis zum heutigen Tage verurſacht haben, und eine 
Verwaltungsreform im Rahmen des bisherigen Syſtems.“ 


Um den tiefen Eindruck zu verwiſchen, den die Ausführungen des ſudetendeutſchen Ab: 
geordneten auf Lord Runciman und ſeine Mitarbeiter gemacht haben, hat Miniſterpräſi⸗ 
dent Dr. Hodſcha der engliſchen Delegation mitgeteilt, daß die Regierung die Beſetzung 
von ſieben Poſtmeiſter⸗Stellen in ſudetendeutſchen Städten mit Deutſchen plane und auch 
ſonſt im Staatsdienſt deutſche Beamte einſtellen werde. Prag hat alſo mit Hohn 
auf die ſudetendeutſchen Forderungen geantwortet, die auf 
eine innerſtaatliche Löſung abzielen. Man kann die Forderungen der 
Sudetendeutſchen nicht anders als äußerſt gemäßigt bezeichnen: Die Sudeten⸗ 
deutſchen haben weder das natürlichſte Recht einer Volksgruppe, das Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht ihres ſtaatlichen Schickſals, für ſich reklamiert, noch eine Volksabſtimmung gefordert. 
Prag verteidigt den Geiſt von Verſailles, der jede Völkerverſtändigung 
unmöglich macht. Und weil dieſer Geiſt nun gar nicht mehr mit den Verhältniſſen in 
Europa übereinſtimmt, greift die tſchechiſche Preſſe täglich zur Lüge, um dem tſchechiſchen 
Volke die Welt fo zu zeigen, wie es fie gern haben möchte. Dieſer Selbſtbetrug 
dertſchechiſchen Politik ſiſt tragiſch und gefährlich, denn er erſchwert 
jede Klärung. In der Duldung dieſer Haltung der kſchechiſchen Preſſe aber liegt die 
ſchwere Schuld der Prager Regierung. Dadurch wird eine Legendenbildung ge 
fördert, die im tſchechiſchen Volk den Glauben an das IInabänderliche der gegenwärtigen 
ftaatlichen Verhältniſſe ſtärkt. Das Verhalten der Prager Regierung der tſchechiſchen 
Preſſe gegenüber, die das Volk falſch unterrichtet und gleichzeitig zur Unnachgiebigkeit 
den gerechten Forderungen der Volksgruppen gegenüber aufreizt, zeigt, daß ſie ſelbſt gar 
nicht ernſthaft eine Aenderung des innerſtaatlichen Status quo herbeizuführen gedenkt, 
fondern weiterhin an ihrem Plane feſthält und ihre „hiſtoriſche Aufgabe“ darin ſieht, aus 
der Fiktion vom tſchechiſchen Nationalſtaat eine politiſche Realität zu ſchaffen. 

Dr. K. V. 


Schulkampf im Huliſchiner Ländchen 


Bis zum Jahre 1935 hatten zahlreiche Kinder aus dem Hultſchiner Ländchen, 
wo die deutſchen Schulen bereits kurz nach der Beſitzergreifung durch die Tſchechen faſt 
reſtlos aufgelöft worden waren, die deutſchen Volks⸗ und Bürgerſchulen 
in Troppau beſucht. Im Jahre 1935 war dann die Zahl der deutſchen Schulklaſſen 
in Troppau eingeſchränkt und den Hultſchiner Kindern der weitere Beſuch der Troppauer 
Schulen unmöglich gemacht worden. Nachdem dann durch die berüchtigte „Lex Uhlir“ im 
Hultſchiner Ländchen auch noch der deutſche Privatunterricht unterſagt 
worden war, ſahen ſich die deutſchen Kinder dieſes Gebietes gezwungen, in die tſchechi⸗ 
ſchen Schulen zu gehen. Lim dieſem unhaltbaren Zuſtand ein Ende zu machen, ſtellte im 
Mai d. J. die Bezirksſtelle Hultſchin der Sudetendeutſchen Partei bei der 
Stadt Troppau den Antrag, endlich wieder die Vorausſetzungen für die Unterbringung 
der deutſchen Kinder des Hultſchiner Ländchens in den Troppauer Volks- und Bürger⸗ 
ſchulen zu ſchaffen. f 

Damit trat der ſeit über 18 Jahren währende erbitterte und opferreiche Kampf der 
Hultſchiner Eltern um die deutſche Erziehung und Unterrichtung ihrer Kinder in ein 
neues Stadium ein. 1500 Kinder wurden mit Ende des Schuljahres 
1937/38 aus den tſchechiſchen Schulen des Hultſchiner Länd⸗ 
chens in die deutſchen Schulen Troppaus umgemeldet. Jedoch ver⸗ 
fügte der Brünner Landesſchulrat die Wiedereinweiſung dieſer Kinder in die tſchechiſchen 
Zwangsſchulen des Hultſchiner Ländchens. Unter dem Druck des Aufſehens, das dieſe 
Gewaltverfügung erregte, ſah ſich die Prager Regierung jedoch gezwungen, die Brünner 
Entſcheidung Ale Anſtatt nun aber, wie es den demokratiſchen Grundſätzen enk⸗ 
ſprochen hätte, dem Willen der Eltern Rechnung zu fragen, ordnete die Prager Regierung 
die Einſetzung parifätifher Schulkommiſſionen an, die den Auftrag 
erhielten, die deutſchen Sprachkenntniſſe der in Frage ſtehenden Kinder zu prüfen. Als 
dieſe Kommiſſionen Anfang Auguſt d. J. mit ihrer Arbeit begonnen, zeigte es ſich ſehr 
bald, daß die Freude über die „Nachgiebigkeit“ des Prager Unterrichtsminiſteriums un: 
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begründet und voreilig war. Denn tatſächlich kam es den Tſchechen nur darauf an, Zeit 
zu gewinnen. An ihrem Ziel, die 1500 deutſchen Kinder in die tſchechiſchen Schulen zu 
zwingen, hielten ſie nach wie vor feſt. 

Zunächſt konnte man folgende Beobachtung machen: Das Prager Miniſterium hatte 
die parifäfifche Zuſammenſetzung der Prüfungskommiſſionen verſprochen. Tat: 
ſächlich ſetzten ſich die Kommiſſionen jedoch ganz vorwiegend aus Tſchechen zu⸗ 
ſammen, fo daß ſich die Deutſchtumsvertreter in ihnen nicht durchſetzen konnten. Be⸗ 
zeichnend war auch, daß den Kommiſſionsmitgliedern bei Androhung hoher Geldſtrafen 
Schweigepflicht über das, was in den Kommiſſionen vor ſich ging, auferlegt 
wurde. Die Fragen, die den Kindern vorgelegt wurden, waren zumeiſt ſo gehalten, daß 
ihre Beantwortung auch Erwachſenen Schwierigkeiten bereitet hätte, wobei noch 
bedacht werden muß, daß ſolche Fragen an Kinder gerichtet wurden, die in den tſchechiſchen 
Schulen, denen fie vor zwei oder mehr Jahren zwangsweiſe zugeteilt worden waren, 
keinen oder nur höchſt unzulänglichen deutſchen Sprachunterricht erhalten hatten. Unter 
dieſen Bedingungen konnten über das Ergebnis der Prüfungen von vorn 
herein keine Zweifel beſtehen. Und es war ſelbſtverſtändlich, daß die Tätigkeit der Kom⸗ 
miſſionen bei der deutſchen Bevölkerung des Hultſchiner Ländchens auf einhelligen Wider⸗ 
ſtand ſtieß. So lehnte das deutſche Mitglied der Schlauſewitzer Schulkommiſſion die 
Unterzeichnung des Prüfungsprotokolls ab; ſeinem Beiſpiel folgte auch ein tſchechiſches 
Mitglied, das den Prüfungsſchwindel nicht mitmachen wollte, wodurch das Prüfungs⸗ 
ergebnis keine Rechtskraft erlangte. In Köberwitz ereignete ſich ein ähnlicher Fall. 
In Kosmütz weigerten ſich die Eltern, ihre Kinder von der aus Tſchechen zuſammen⸗ 
geſetzten Kommiſſion prüfen zu laſſen, ſo daß dieſe unverrichteter Dinge abziehen mußte. 
In Kauthen beſtätigte der tſchechiſche Lehrer von vornherein, daß faſt ſämtliche Kinder 
ſeiner Schule von Rechts wegen in eine deutſche Schule gehörten, da die Eltern deutſch 
geſinnt ſeien und ihre Kinder in deutſchem Sinne und in deutſcher Sprache erzögen. 


82% Deutſche in der Ev. Kirche A. B. 


In den „Deutſchen Monatsheften in Polen“ (Juli 1938) hat Theodor Bier- 
ſchenk eine eingehende Unterſuchung über die nationalen Zahlenverhält⸗ 
niſſe in der Evangeliſchen Kirche Augsburgiſchen Bekenntniſ⸗ 
ſes in Polen veröffentlicht, der angeſichts der polniſchen Behauptung, daß das Deutſch⸗ 
tum innerhalb dieſer Kirche eine Minderheit darſtelle, die größte Bedeutung zukommt. 
Aus dieſer Arbeit ſollen im Folgenden die weſentlichen Tatſachen mitgeteilt werden. Nach 
der Volkszählung von 1931 gibt es in Polen insgeſamt 835 258 Evangeliſche, 
das ſind 2,6 v. 5, der Geſamtbevölkerung Polens. Auf die einzelnen Wojewodſchaften 
und die verſchiedenen evangeliſchen Bekenntniſſe verteilt ſich dieſe Geſamtzahl wie folgt: 


Wojewodſchaft ev. ⸗augbs. reform. uniert. ev. ohne nähere 
(lutheriſch) Bezeichnung 

Hauptſtadt Warſchau » 15 824 3 140 53 2 148 
Wojewodſchaft Warfhau .. . 80 143 2095 101 41 776 
5 Lodz 163 140 6 789 268 17 707 

5 Kielcge 9 095 382 79 1915 

1 Lublin 16 267 624 81 6255 

5 Bialyſtok . . 11526 70⁴ 37 2 984 

10 Wilna 1840 865 4 811 

75 Nowogrodek 390 285 70 550 

u Poleſien .. 3 065 415 79 1939 

25 Wolhynien .. . 42 764 2 610 270 7 783 

22 Poſen 8 745 4401 162 287 28 684 

70 Pommerellen . 5931 4052 84 622 6 207 

70 Schleſien . . 43 442 3 331 21 278 7248 

5 Krakau . 4543 353 34 1988 

7 Lemberg.. . 7128 1908 56 3 998 

5 Stanislan .. 6768 1154 127 4 443 

4 Tarnopol . 1725 190 48 1 786 
Polen. . . . 424 216 33 295 269 531 108 216 
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Die Seelenzahl der Proteſtanten Augsburgiſchen Bekennt⸗ 
niſſes beträgt alſo 424 216. Davon gehören aber nicht alle der Evangeliſchen 
Kirche dieſes Bekenntniſſes an. Denn in der genannten Zahl find auch die Proteſtanten 
A. B. in Galizien, die der Evangeliſchen Kirche Augsburgiſchen und Helbetifchen Bekennt⸗ 
niſſes angeſchloſſen find, und von den Proteſtanten A. B. in Poſen-Pommerellen die ſogenann⸗ 
ten Altlutheraner enthalten. Andererſeits iſt anzunehmen, daß in den Landesteilen, in 
denen die Evangeliſche Kirche A. B. vorherrſcht, alſo in Mittel- und Oſtpolen, ſowie im 
Teſchener Schleſien und in der Stadt Krakau, diejenigen Perſonen, die ſich bei der Volks⸗ 
zählung nur als evangeliſch (ohne nähere Bezeichnung) eingetragen haben, dieſer Kirche 
angehören. Denn die Unierte Evangeliſche Kirche iſt in den genannten Gebieten kaum 
vertreten und die Reformierte Kirche ſtellt eine ſo feſt geſchloſſene ſelbſtbewußte Gemeinſchaft 
dar, daß kaum anzunehmen iſt, daß deren Mitglieder ſich bei der Volkszählung nicht als 
ſolche bezeichnet haben. In Poſen und Pommerellen gibt es 14 646 Lutheraner; da von 
dieſen 3700 Altlutheraner find, bleiben für die Evangeliſche Kirche A. B. in dieſen Woje⸗ 
wodſchaften 10 946 Angehörige, bei denen es ſich faſt durchweg um ſolche handelt, die ſeit 
der Errichtung des polniſchen Staates aus Mittelpolen in die ehemals reichsdeutſchen 
Gebiete zugewandert ſind. Die Krakauer evangeliſche Gemeinde iſt, im Gegenſatz zu den 
anderen evangeliſchen Gemeinden Galiziens, der Evangeliſchen Kirche A. B. angeſchloſſen; 
es gibt in Krakau 926 Lutheraner und andere Proteſtanten ohne nähere Bezeichnung, 
wozu noch kleinere Gruppen außerhalb des Stadtbereiches hinzukommen, ſo daß ſich die 
Zahl auf etwa 1500 erhöht. Demnach ſtellt ſich die zahlenmäßige Stärke der Evangeli⸗ 
ſchen Kirche A. B. in Polen nach Maßgabe der Volkszählung von 1934 wie folgt dar: 


Mittelpolen (Warſchau, Lodz, Kielce, Lublin, Bialyſtok) . . 338 777 


Wolhynennd — 50 547 
Nordoſten (Wilna, Nowogrodek, Polefin) .. x... . 8545 
Crode Kınlan 414 ne 3 1 500 
Teſchener Schleſirnkft U UUt t tt. 44 092 
Oſtoberſchleſieeeteee “nn 4 615 
Poſen-Pommerelleenunuiniunnnnnü 10 946 


Von den im Jahre 1934 gezählten Evangeliſchen Polens find 
alfo 459042 (= 55 v. H.) Angehörige der Evangeliſchen Kirche 
A. B. geweſen. 


Walter Kuhn und Albert Breyer haben für die einzelnen Landesteile Polens 
die genauen Zahlen der polniſchen Lutheraner ermittelt, wobei fie das Jahr 1934 zur 
Grundlage genommen haben. Es gibt Lutheraner polniſcher Volkszu⸗ 
gehörigkeit in den Landgemeinden Mittelpolens 13 000, in den Städten Mittel: 
polens 27 000, in Wolhynien 2000, in Nordoſtpolen 3500, im Teſchener Schleſien 30 000, 
in der Stadt Krakau 1000, in Oſtoberſchleſien 4500 und in Pofen und Pommerellen 
4500. Insgeſamt gibt es alfo 85 500 Mitglieder der Evangeliſchen 
Kirche A. B., die ſich zum polniſchen Volkstum zählen. Mehr als dieſe 
85 500 Polen ſind unter den 459 042 Gliedern der genannten Kirche beim beſten Willen 
nicht nachzuweiſen. Der polniſche Vomhundertſatz beträgt demnach 
nur 18,62 v. H., der deutſche Anteil dagegen 31,38 v. H. Dieſe Ver⸗ 
hältniszahlen ſtinmen faſt genau mit den im „Rocznik Ewangelicki“ für das 
Jahr 1923 veröffentlichten Zahlen überein (ſiehe „Oſtland“, Nr. 7, 1938, S. 134/135). 
Dort iſt ein Verhältnis von Deutſchen zu Polen wie 84,6: 15,4 errechnet worden. Auch 
die im Februar 1937 in der Evangeliſchen Kirche A. B. durchgeführten Seniorats⸗ 
wahlen haben etwa dasſelbe Zahlenverhältnis zwiſchen deutſchen und polniſchen Kir 
chenmitgliedern erwieſen. Die angeführten abſoluten Zahlen geben den Stand vom Tage 
der letzten Volkszählung (8. Dezember 1931) wieder. Sie haben ſich inzwiſchen ge⸗ 
ändert. Der Bevölkerungszuwachs der Proteſtanten in Polen hat 
im Durchfchnitt der Jahre 1931 bis 1935 0,58 v. H. betragen, im Jahre 1936 0,66 v. H., 
von 1931 bis 4937 alſo etwa 0,6 v. H. Dieſe Ziffer bezieht fi) auf alle Proteſtanten. 
Der Zuwachs bei den Evangeliſch-Unierten Poſens und Pommerellens, die etwa ein 
Drittel aller Proteſtanten Polens ausmachen, iſt erheblich niedriger. Er muß bei den 
übrigen Proteſtanten entſprechend höher, mit etwa 0,8 v. H., angenommen werden. Das 
bedeutet, daß ſich die Seelenzahl der Evangeliſchen Kirche A. B. bis 
Anfang 1938 um etwas v. H., d. h. auf etwa 482 000 vermehrt hat. 
Das nationale Zahlenverhältnis iſt dasſelbe geblieben. Denn der Poloniſierungsprozeß 
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unter den evangeliſchen Deutſchen Mittel- und Dftpolens iſt in den letzten Jahren ab- 
geſtoppt worden. Wenn wirklich immer noch vereinzelte Deutſche ins polniſche Lager ab⸗ 
gleiten, ſo ſteht dem die Tatſache gegenüber, daß nicht wenige evangeliſche Polen zum 
Katholizismus übertreten. Legt man das oben angegebene nationale Zahlenverhältnis zu⸗ 
grunde, ſo kann man für Anfang 1938 in der Evangeliſchen Kirche A. B. 
in Polen 392250 Deutſche und 89 750 Polen feſtſtellen. 
Für die polniſche Behauptung, daß das Deutſchtum innerhalb der genannten Kirche 
nur eine Minderheit darſtelle, fehlt jede Unterlage. Dagegen kommen alle, ſowohl von 
polniſcher wie von deutſcher Seite vorgenommenen ſtatiſtiſchen Unterſuchungen auf den 
verſchiedenſten Wegen zu etwa dem gleichen Ergebnis. Dieſes Ergebnis ift 
immer wieder, daß das Deutſchtum innerhalb der genannten 
Kirche über 80 v. H. der Seelen ausmacht. Jede ſolche Unterſuchung 
kommt alfo notwendigerweiſe zu dem Schluß, daß die mit dem Namen des Renegaten 
D. Burſche verbundene kirchenrechtliche Regelung, die im Jahre 1936/37 zuſtande ge⸗ 
kommen iſt, eine glatte und eindeutige Vergewaltigung der über⸗ 
wiegenden deutſchen Mehrheit darſtellt. Dieſe Regelung iſt von der deut⸗ 
ſchen Mehrheit nicht anerkannt worden und ſie wird nicht anerkannt werden. Das Un⸗ 
recht, das der deutſchen Mehrheit zugefügt worden iſt, kann auch durch langjährige 
Uebung, die ſich auf die Macht des Staates ſtützt, nicht in Recht verwandelt werden. 


Oſtland⸗Chronif 


Die deutſchen Ortsnamen in Galizien 


Im Dezember 1937 entdeckte der 
„Iluſtrowany Kuryer Codzienny“, daß es 
in Galizien noch eine ganze Reihe deu fs 
ſcher Ortsnamen gibt, die aus der 
Zeit der vor allem von Kaiſer Joſef II. ge⸗ 
förderten Einwanderung ſüddeutſcher Kolo- 
niſten nach Galizien ſtammen. Das Blatt 
hat damals u. a. geſchrieben: „Wir haben 
im Oſten Kleinpolens zahlreiche Ortſchaften, 
die der große Germaniſator Oeſterreichs, 
Kaiſer Joſef II., vor 150 Jahren als 1 
punkte des Deutſchtums und der Herrſchaft 
der Habsburger gründete und denen er häu⸗ 
fig deutſche Ortsnamen geben ließ, wie 
Weinbergen, Kaltwaſſer, Dornfeld uſw. 
Aus dieſen Ortſchaften kommen heute nicht 
mehr, wie das früher war, fügſame und 
loyale Kellner, deren Nachkommen gute 
Polen werden, ſondern deklarierte 
Bekenner des Nationalſozia⸗ 
lismus, die im Falle eines Krie⸗ 
ges mit unſerem weſtlichem 
Nachbarn (gemeint iſt Deutſchland) 
undunſeren anderen, Freunden! 
in Oſtgalizien (gemeint ſind die 
Ukrainer) zuſammen unfere Hei⸗ 
matin Brandſetzen würden.“ Das 
genannte Blatt hat dann die Beſeitigung der 
deutſchen Ortsnamen, in denen es offenbar 
eine Gefahr für die Sicherheit des polniſchen 
Staates erblickt, verlangt. Dieſes Verlan⸗ 
gen ift nicht auf taube Ohren geſtoßen. 
Denn, wie dasſelbe Blatt vor kurzem mit: 
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geteilt hat, hat man ſich in den zuſtändigen 
Stellen der Warſchauer Miniſterien in⸗ 
zwiſchen mit der Frage der deutſchen Orts⸗ 
namen in Galizien befaßt und für die in 
Frage kommenden Orte eine 
Liſte polniſcher Namen zuſammen⸗ 
2 8 Die Deutſchen der betreffenden 
Orte, die das alles ja ſchließlich auch etwas 
angeht, hat man natürlich nicht um ihre 
Meinung gefragt. 


„Polſka Zachodnia“ gegen „Freude und 

Arbeit“. 

Die durch ihre Verleumdungen Deutſch⸗ 
lands bekannte „Polſka Zachod nia“ 
hat ſich mit der vom Inter nationa⸗ 
len Zentralbüro Freudeund Ar⸗ 
beit herausgegebenen Zeitſchrift „Freude 
und Arbeit“ befaßt. Die Zeitſchrift erſcheint 
in Hamburg. Sie enthält Artikel in ver⸗ 
ſchiedenen Sprachen. Auch die polniſche 
Sprache iſt darunter vertreten. Das iſt es, 
was die „Polſka Zachodnia“ in Harniſch ge 
bracht hat. Denn, ſo behauptet ſie, die Ar⸗ 
tikel ſeien in einem außerordentlich mangel⸗ 
haften Polniſch geſchrieben; das aber ſei 
„eine offene Berbehaung Polens und des 
polniſchen Volkes“. Damit nicht genug! 
Die „Polſka Zachodnia“ hat auch entdeckt, 
daß die Zeitſchrift „Freude und Arbeit“ 
nichts anderes als „ein deutſches Propa⸗ 
gandaſchmierblatt“ iſt, das die polniſche 
Oeffentlichkeit in rückſichtsloſer, frecher und 
arroganter Weiſe mit den „Konzeptionen, 


Plänen und Gedanken des Nationalſozialis⸗ 
mus“ verſeucht und deſſen Spalten nichts 
über Polen enthalten. Die „Polſka Zachod⸗ 
nia“ meint zum Schluß, daß es für der⸗ 
artige Zeitſchriften in Polen keinen Platz 
geben dürfe. Dazu iſt ganz kurz zu be: 
merken: Wenn die „Polſka Zachodnia“ das 
Polniſch, deſſen ſich die Hamburger Zeit⸗ 
ſchrift bedient, für ſo mangelhaft hält, dann 
hätte ſie gut daran getan, ſich in dieſer 
Sache an den polniſchen Vertreter im Inter⸗ 
nationalen Zentralbüro für Freude und Ar⸗ 
beit zu wenden, der für das Polniſch der 
Zeitſchrift ja verantwortlich iſt. Wenn die 
„Polffa Zachodnia“ weiter behauptet, die 
Zeitſchrift bringe nur Beiträge über Deutſch⸗ 
land und nur von deutſchen Autoren, aber 
nichts über Polen und von polniſchen Ver⸗ 
faſſern, ſo kann man nur annehmen, daß ſie, 
wie üblich, wieder einmal über etwas ge⸗ 
ſchrieben hat, was fie nicht kennt. Lind 
ſchließlich noch eines: Die „Polſka Zachod⸗ 
nia“ iſt das Blatt des Wojewoden Gra⸗ 
zynſki. Das iſt, wie der vorliegende Fall 
wieder einmal beweiſt, ein Umſtand, der 
dem Wojewoden eigentlich peinlich fein follte, 


Polniſche Zeitungen in Danzig verboten 


Die Danziger Behörden haben ſich ver⸗ 
anlaßt geſehen, ſechs polniſche Zei: 
tungen für die Dauer von ſechs 
Monaten für das Gebiet der Freien 
Stadt Danzig zu verbieten. Es han⸗ 
delt ſich um folgende Blätter: „Iluſtrowany 
Kuryer Codzienny“, „Gonier Warſzawkſi“, 
„Slowo Pomorſkie“, „Dziennik Bydgoſki“, 
„Dredownik“, „Nowa Rzeczpoſpolita“ und 
das in polniſcher Sprache erſcheinende jü⸗ 
diſche Organ „Naſz Przeglad“. Den An⸗ 
laß zu dem Verbot haben die fortgeſetzten 
gehäſſigen Angriffe der genannten Blät⸗ 
ter gegen Danzig und das Deut⸗ 
ſche Reich gegeben. In der Begründung 
des Verbotes heißt es, es könne nicht ge- 
duldet werden, daß Zeitungen, die fortgeſetzt 
das Deutſche Reich und ſeine 
Führung beleidigen, in Danzig 
vertrieben werden. 


Danzigfeindliche Kundgebungen in Polen 


In Gdingen, Graudenz und Thorn haben 
am 21. Auguſt danzigfeindliche 
Kundgebungen ſtattgefunden. Trä⸗ 
ger der Veranſtaltungen iſt der Weſt ver⸗ 
band geweſen. Von der Gdingener Kund⸗ 
gebung hat der „Robotnik“ berichtet, daß 
man ſich in Gdingen nicht erinnere, je⸗ 
mals eine derart imponierende Veranſtal⸗ 
tung geſehen zu haben. Nach der Kund— 


gebung ſind die Menſchenmengen durch die 
Straßen der Stadt gezogen und haben an 
allen Kiosken die Danziger Zeitungen ver⸗ 
nichtet. In Thorn hat die Kundgebung 
im Artushof ſtattgefunden. Der Saal war 
ſo überfüllt, daß die Reden durch Laut⸗ 
ſprecher auf den Marktplatz übertragen 
werden mußten. Nach dem Bericht der 
„Gazeta Gdanſka“ haben die Demonſtran⸗ 
ten eine Entſchließung gefaßt, in der be⸗ 
hauptet wird, daß die Danziger Behörden 
nicht in der Lage ſeien, in der Freien Stadt 
die Ruhe und Ordnung aufrechtzuerhalten, 
daß Danzig kein ſelbſtändiger Staat, ſon⸗ 
dern im Grunde genommen ein polniſches 
Territorium ſei und unter die Souveränität 
Polens gehöre! An die „Gmina Polſka“ in 
Danzig hat die Kundgebung ein Begrü⸗ 
ßungstelegramm geſchickt, das u. a. folgen: 
den Satz enthält: „Wir denken an euch, und 
der Tag iſt nicht mehr fern, an dem wir 
uns perſönlich grüßen werden.“ Auch in 
Graudenz hat die Kundgebung unter 
dem Motto geſtanden: Danzig muß polniſch 
werden. 

Am 28, Auguſt iſt dann eine ent⸗ 
ſprechende Kundgebung in Bromberg 
veranſtaltet worden. An ihr ſollen 3 000 
Menſchen, darunter 2 500 Eiſenbahner teil⸗ 
genommen haben. Nach der Kundgebung, 
die mit dem bekannten Hetzlied, der „Rota“, 
geſchloſſen wurde, haben Gruppen von 
Teilnehmern in den Straßen der Stadt 
demonſtriert. Dabei iſt am Verlagsgebäude 
der „Deutſchen Rundſchau“, das von einem 
ſtarken Polizeiaufgebot geſchützt werden 
mußte, eine Aushängetafel abgeriſſen wor⸗ 
den. Demonſtrationen vor der Deutſchen 
Paßſtelle und dem Gebäude der Deutſchen 
Vereinigung haben von der Polizei ver⸗ 
hindert werden können. Am Reſtaurant 
„Elyſium“ im Deutſchen Haus iſt eine der 
großen Scheiben und an der Johnſchen 
Buchhandlung ein Schaukaſten, in dem der 
„Völkiſche Beobachter“ ausgehängt wird, 
mit Steinen eingeworfen worden. Die 
Polizei hat zwei Teilnehmer verhaftet. Am 
26. Auguſt hat der Weſtverband auch in 
Czerfk gegen Danzig demonſtriert; dort 
hat ein Redner „über die barbariſchen Aus⸗ 
ſchreitungen der Hitlerowey gegen die 
Polen“ geſprochen. 

„Der Danziger Vorpoſten“ 
hat dieſe Kundgebungen mit einem Kom⸗ 
mentar verſehen, den auch im Reiche zur 
Kenntnis zu nehmen ſich lohnt: „Mit dieſen 
Kundgebungen hat der polniſche Weſtver⸗ 
band auf ſeine Art die politiſche Saiſon in 
Polen eröffnet. Man hat es ſich in Dan⸗ 
zig längſt abgewöhnt, den Weſtverband als 
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einen normalen politiſchen Faktor zu mer: 
ten, deſſen politiſche Forderungen und Be⸗ 
ſtrebungen von dieſer Welt ſind. Dennoch 
iſt man ſich im Freiſtaat deſſen bewußt, daß 
das Treiben dieſes verantwortungsloſen 
Verbandes Gefahren genug in ſich birgt. 
Seine verlogene Taktik, ſeine demagogi⸗ 
ſchen Parolen und ſeine auf Maſſen⸗ 
wünſche geſchickt reagierende Regie ſind 
wohl geeignet, einen grenzenloſen 
Haß nicht nur gegen Danzig, 


ſondern gegen das geſamte 
deutſche Volk zu ſäen. Und es iſt 
erſtaunlich, daß dieſer Verband, deſſen 


Tätigkeit ſchon genug Unheil angerichtet 
hat, noch immer die Unter: 
ſtützung auch amtlicher Stel⸗ 
len findet. Es iſt tauſendfach bewie⸗ 
ſen, daß dieſer Weſtverband den inneren 
Frieden in Polen ſelbſt ſtört, indem er 
immer wieder die Kluft zwiſchen der deut 
ſchen Volksgruppe in Polen und dem pol⸗ 
niſchen Volk aufreißk. Die Beziehun⸗ 
gen zwiſchen dem Deutſchen 
Reich und Polen aber hat der 
Verband oft genug auf das 
ſchwerſte belaſtet. Es wäre daher 
angebracht, daß die polniſche Regierung ſich 
entſchließen würde, dem verlogenen und 
haßerfüllten Treiben des verantwortungs⸗ 
loſen Vereins ein Ende zu bereiten.“ 


Der Senat der Freien Stadt 
Danzig hat gegen die Hetzkundgebungen 
des Weſtverbandes und gegen die fortge⸗ 
ſetzten Verleumdungen und Lügen, die die 
polniſche Preſſe über Danzig verbreitet, in 
einer an den diplomatiſchen Vertreter Po⸗ 
lens gerichteten Note proteſtiert und die 
Erwartung ausgeſprochen, daß die pol⸗ 
niſche Regierung dieſer den Frieden ſtören⸗ 
den Tätigkeit endlich einmal Einhalt ge⸗ 
bietet. 


Polniſche Eiſenbahner demonſtrieren 


Der Verband der polniſchen 
Eiſenbahner in Gdingen, der 
etwa 1000 Mitglieder zählt, hat einen 
ſehr bezeichnenden Beitrag zur deutſch⸗pol⸗ 
niſchen Verſtändigung geliefert. Er hat 
nämlich auf ſeiner Jahrestagung be⸗ 
ſchloſſen, „an jedem Ort und bei jedem 
Schritt, ſei es im Dienſt oder außerhalb 
des Dienſtes, die Danziger Eiſen⸗ 
bahnbeamten zu boykottieren, 
im Geſpräch mit ihnen nur die polniſche 
Sprache zu gebrauchen, ſelbſt dann, wenn 
die Danziger nicht polniſch verſtehen“. 
Weiter wurde beſchloſſen, alle deut⸗ 
ſchen Zeitungen und Zeitſchrif— 
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fen zu boykottieren, und zwar fo 
lange, „wie ſich die Verhältniſſe in Danzig 
nicht zum Beſſern wenden und die Danziger 
Behörden dem Morden und den Mißhand⸗ 
lungen unſerer Brüder durch die brutalen 
Hitleriſten nicht ein Ende machen.“ 


Polen und der Völkerbund 


Die polniſche Regierung hat beſchloſſen, 
ihren ſtändigen erfrefer beim 
Völkerbund, Miniſter Komarnicki, 
abzuberufen. Verſchiedentlich ſind an 
dieſe Mitteilung Kommentare geknüpft wor⸗ 
den, die der Angelegenheit eine zu weittra⸗ 
gende Bedeutung beimeſſen und den Beſchluß 
als eine endgültige grundſätzliche Abkehr 
Polens vom Völkerbund auszudeuten ver⸗ 
ſucht haben. Die polniſche Regierung hat 
ſich jedoch nur zu etwas entſchloſſen, was 
andere Mächte ſchon längſt getan haben. 
Sie nimmt ihre Intereſſen beim Völkerbund 
in Zukunft nicht mehr durch einen ſtändigen 
Vertreter, ſondern durch ein Konſulat, das 
vielleicht in Genf errichtet wird, wahr. Das 
ift eine ganz Iogiſche Folgerung aus der Tas 
ſache, daß Polen nach der Normalifierung 
ſeiner außenpolitiſchen Beziehungen zum 
Deutſchen Reich und zur Freien Stadt Dan⸗ 
zig und nach ſeiner bereits vor Jahren er⸗ 
klärten Abſage an die ſogenannte Minder⸗ 
heitenſchutzpolitik des Völkerbundes mit der 
Genfer Inſtitution nicht mehr ſo viel zu tun 
hat, daß ſich die Unterhaltung eines beſon⸗ 
deren fländigen Vertreters dort lohnt. Die 
Agentur „Iſkra“ hat u. a. erklärt: Die 
Frage der ſtändigen Vertretung eines Staa⸗ 
tes in Genf habe nichts mit dem Ber: 
hältnisdes betreffenden Staa⸗ 
tes zur Liga zu tun. Das geſunde 
Urteil der polniſchen Politik habe eine Ent⸗ 
ſcheidung getroffen, die eine koſtſpielige Ver⸗ 
tretung und ein überflüſſiges Amt aufhebe. 
Damit ſolle aber keineswegs 
das Verhältnis Polens zum 
Völkerbund ausgedrückt wer⸗ 
den. Im übrigen werde es von der Ent⸗ 
wicklung der Lage abhängen, ob die polniſche 
Regierung in Zukunft nicht vor der entſchei⸗ 
denden Frage ſtehen werde, inwieweit die 
Mitverantwortung für die Tätigkeit des 
Völkerbundes für die polniſche Politik noch 
vorteilhaft ſei. Die „Gazeta Polſka“ 
hat die Frage, warum Polen dann nicht 
aus dem Völkerbund austrete, dahin be⸗ 
antwortet, daß eine Austrittserklärung noch 
verfrüht wäre. Denn der Kurswechſel in 
der engliſchen Diplomatie und einige Aende⸗ 
rungen in der franzöſiſchen Haltung könn⸗ 
ten auch eine Beſſerungder Genfer 


Verhältniſſe bewirken. Für dieſen 
Fall würde die Anweſenheit Polens im Völ⸗ 
kerbundsrat nicht nur ſeinen eigenen Inter⸗ 
eſſen dienlich ſein, ſondern auch eventuelle 
reale Aktionen mit dem Ziel einer Reform 
des Völkerbundes begünſtigen. Der Be⸗ 
ſchluß der polniſchen Regierung liegt ganz 
auf der Linie der polniſchen Außenpolitik, die 
es in allen Dingen, die die grundſätzlichen 
Probleme Europas berühren, vermeidet, eine 
eindeutige Entſcheidung zu treffen. 


Streit um den Geburtsort Poniatowſkis 


Die Auseinanderſetzungen der polniſchen 
Preſſe über den letzten König von Polen, 
Stanislaus Auguſt Ponia⸗ 
towſki, deſſen Gebeine kürzlich aus Lenin⸗ 
grad nach Polen überführt und in Wolczyn 
in Polefien in aller Stille beigeſetzt worden 
ſind, haben durch eine Mitteilung des „Slo⸗ 
wo Pomorſkie“ eine intereſſante Bereiche: 
rung erfahren. Danach befindet ſich in 
Wolcezyn, dem Stammſitz der Ponia⸗ 
towſkis, zwar eine Geburtsurkunde des 
Königs, doch ſei es nicht ganz ſicher, ob er 
auch wirklich dort geboren iſt. Denn auch 
in Biala im Kreiſe Czarnikau befinde ſich 
eine Geburtsurkunde, die im Jahre 
1732 ausgefertigt iſt. Dazu iſt zu bemer⸗ 
ken, daß es ſich nicht um das Dorf Biala 
in dem heute zu Polen gehörenden Kreiſe 
Czarnikau handelt, ſondern um das Gut 
Behle bei Schönlanke, das vor der 
Verſailler Grenzziehung gleichfalls zu dem 
genannten Kreiſe gehört hat, heute aber im 
Netzekreis in der Grenzmark Poſen-Weſt⸗ 
preußen liegt. Das Dorf Behle wurde um 
1600 von den damaligen Grundherren, den 
Czarnkowſkis, gegründet und mit deut⸗ 
ſchen Bauern beſiedelt. Von den Czarn⸗ 
kowſkis gingen Dorf und Gut ſpäter an die 
Poniatoroſkis über. In deren heute noch 
ſtehendem Gutshaus wurde nach dem Kriege 
die Volkshochſchule „Brenkenhoffheim“ un⸗ 
tergebracht und im Gutspark befindet ſich 
das im Jahre 1918 aus Bromberg gerettete 
Denkmal, das den Koloniſator des Netze⸗ 
bruchs, Balthaſar Schönberg von Brenken⸗ 
hoff, darſtellt. 


Unerwünſchte Elemente 


Von memelländiſcher Seite iſt immer 
wieder auf die ſozial, wirtſchaftlich und 
kulturell ſchädliche Wirkung der von den 
litauiſchen Regierungsſtellen mit allen 
Mitteln geförderten Maſſeneinwande— 
rung landfremder Elemente 
aus Großlitauen in das Memel⸗ 
gebiet hingewieſen worden, und der 


Memellandtag hat ſchon mehrfach durch 
entſprechende Geſetze, z. B. durch Geſetze 
betr. das Wohnungsweſen, die Hand⸗ 
werkerausbildung, die Arbeitsmarktrege⸗ 
lung, den Schutz der Landwirtſchaft gegen 
Zwangsverſteigerung uſw., dieſen ſchäd⸗ 
lichen Zuzug aus Großlitauen abzuſtoppen 
verſucht, iſt dabei aber regelmäßig auf 
den Widerſtand des Gouverneurs geſtoßen, 
der gegen ſolche Geſetze ſein Veto eingelegt 
hat. Um ſo beachtenswerter iſt es, wenn 
auch von Seiten der im Memelgebiet ein⸗ 
heimiſchen litauiſchen Minderheiten 
Bedenken gegen den Zuzug der unerwünſch⸗ 
ten und ſchädlichen Elemente aus dem 
Oſten geltend gemacht werden. Das iſt in 
letzter Zeit öfters geſchehen. So hat ſich der 
Leiter des Litauiſchen Bauernbundes in 
Memel, Martin Zpilius, kürzlich in 
einem im „XX. Amzius“ erſchienenen Artikel 
über die negative Wirkung beklagt, die die 
aus Großlitauen zugewanderten Bauern 
auf das Niveau der memelländiſchen 

Landwirtſchaft ausgeübt haben. Viele 
dieſer Zuwanderer hätten Wirtſchaften aus 
deutſcher Hand übernommen, aber ſie 
hätten ſchlechtes Vieh und ſchlechte 
Geräte mitgebracht und die von 
ihnen gekauften Höfe ſchlecht 
bewirtſchaftet. In derſelben Zeit: 
ſchrift wird in einem aus Memel datierten 
Brief über den moraliſchen Tief: 
ſtand der aus Großlitauen zu⸗ 

wandernden Leute Beſchwerde ge— 
führt. Es ſei notwendig, darauf zu achten, 
daß dieſe Leute ein reines Gewiſſen und ein 
ſauberes Ausſehen hätten. Die Memeler 
Gerichte hätten ſich allzu oft mit dieſen 
Leuten, die ſich ſchwerer Vergehen 
ſchuldig gemacht hätten, zu befaſſen. 
Auch ſei die Trunkſucht unter den’ 
Litauern ein großes Uebel. In den Memeler 
Schenken treffe man ſehr häufig betrunkene 
Litauer an, die durch ihr ſchlechtes 
Benehmen auffallen. Aber auch denen, 
die nur vorübergehend aus Großlitauen 
nach Memel kommen, müſſe man nahe— 
legen, ſich um einen beſſeren Eindruck zu 
bemühen. Man dürfe es z. B. nicht mehr 
geſtatten, daß die großlitauiſchen Bauern 
mit ſchlechten Wagen und ſchlechten Pferden 
nach Memel zu Markte fahren. Auch 
müffe man verhindern, daß zerlum pte 
Bettler aus Großlitauen in 
Maſſen in den Straßen Memels 
umherſtreifen. Immer häufiger werden 
auch die Klagen darüber, daß die im 
Memelgebiet einheimiſchen Litauer ebenſo 
wie die dortigen Deutſchen beider Ber 


381 


gebung der Arbeitsplätze uſw. 
gegenüber den landfremden Zuwanderern 
aus dem Oſten zurückgeſetzt werden. 


Memelländer werden entlaſſen 


Die Sperrholzfabrik Bisdom 
& Zoon in Memel, die ſich in litauiſchem 
Beſitz befindet, hat Ende Juli ihr im Vorort 
Schmelz gelegenes Zweigunternehmen ge⸗ 
ſchloſſen. Die litauiſche Betriebsleitung hat 
dieſe Maßnahme benutzt, um ihre 


memelländiſchen Arbeiter faſt 
ausnahmslos zuentlaſſen, wäh⸗ 
rend fie die litauiſchen Arbeiter der Schmel⸗ 
zer Fabrik zum größten Teil nach dem 
Hauptwerk Luiſenhof übernommen hat. 
Durch die Betriebsſchließung ſind etwa 200 
Menſchen arbeitslos geworden. Davon ſind 
170 Memelländer. Von den litauiſchen Ar⸗ 
beitern ſind diejenigen entlaſſen worden, die 
ſich geweigert haben, in die litauiſchen Be⸗ 
rufsorganiſationen einzutreten. 


Bücher über den Oſten 


Kunſt in Oberſchleſien. 


Von Paul 
Poklekowſki. 


Mit einer Einleitung von 
Dagobert Frey. Verlag Priebatſchs Bud’ 
handlung, Breslau 1938. 85 Seiten Text. 
153 Bilder. Preis br. 2,70 RM. — Von den 
ſchleſiſchen Landſchaften iſt Oberſchleſien bisher 
kunſtgeſchichtlich noch am wenigſten durchforſcht. 
lage l ieriſtſtudo ati hh ider Dunfgdw- 
die Schuld daran, daß Oberſchleſien bisher als 
arm an Zeugniſſen künſtleriſchen Schaffens 
gegolten hat. Daß dieſe Anſicht nicht zu Recht 
beſteht, zeigt das vorliegende Buch, das den 
erſten Verſuch darſtellt, einen Ueberblick über 
die Kunſt in Oberſchleſien zu geben, wobei das 
Neißer Gebiet nicht mitbetrachtet wird, weil es 
als ehemaliges Biſchofsland eine eigene künſtle⸗ 
riſche Entwicklung durchgemacht hat. Immer 
wieder ſind es folgende Erſcheinungen der ober⸗ 
ſchleſiſchen Kunſtentwicklung, die in den vier 
Kapiteln des Buches (Mittelalter, Renaiſſance, 
Barock und Preußiſche Zeit) hervortreten: Für 
die Kunſt in Oberſchleſien iſt ſtets die politiſche 
Zugehörigkeit des Landes (3. B. Böhmen, Habs⸗ 
burg und Preußen) weitgehend mitbeſtimmend 
geweſen. Die Formenſprache der oberſchleſiſchen 
Kunſt iſt auch dort, wo fie die Vorbilder der 
Hochkunſt anderer Landſchaften übernommen 
hat, zumeiſt ſtark volkstümlich geblieben und hat 
ſo in mancher Hinſicht ihre eigene Note be⸗ 
wahrt. Aus dieſem volkskünſtleriſchen Charakter 
erklärt es ſich wohl auch, daß ſich die neuen 
Kunſtepochen in Oberſchleſien jeweils erſt mit 
einiger „Verſpätung“ durchgeſetzt haben. Die 
Elemente der oberſchleſiſchen Kunſt ſind durch⸗ 
gehend deutſch. Das Land hat ſtets in enger 
künſtleriſcher Wechſelwirkung zu den verſchieden⸗ 
ſten deutſchen Landſchaften geſtanden; es hat 
von dieſen Anregungen erhalten und, was nicht 
überſehen werden darf, dieſen auch Anregungen 
gegeben. Wo gelegentlich, wie z. B. zu Beginn 
der Renaiſſance⸗Epoche, künſtleriſche Einflüſſe 
aus dem Oſten nach Oberſchleſten gelangt find, 
dort ſind die Gebenden die von deutſchen Lebens⸗ 
und Kunſtelementen durchdrungenen Städte 
Galiziens und Oberungarns geweſen. Neben 
den deutſchen Künſtlern haben in Oberſchleſien 
nur italieniſche Künſtler zeitweiſe Bedeutung 
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gehabt. Die 183 Bilder auf Kunſtdruckpapier 
geben, den Text ergänzend, einen anregenden 
Einblick in die oberſchleſiſche Kunſt. Zu jedem 
der abgebildeten Kunſtwerke werden in einem 
beſonderen Textteil die notwendigen Angaben 
über Urſprung uſw. gemacht. Ein Orts⸗ 
verzeichnis ermöglicht es, ſich im Text- und 
Bildteil ratıfı, 2. oriavfiacav.. oa. Au, iſt. 
zweifellos geeignet, manches Vorurteil, das in 
der deutſchen Oeffentlichkeit über das „kunſt⸗ 
arme“ Oberſchleſien noch beſteht, ang 

TR. 


Konrad Henlein. Leben und Werk des 
Turnführers. Von Rudolf Jahn. Adam 
Kraft Verlag, Karlsbad-Drahowitz 1938. 
186 Seiten. 9 Bilder. Preis kertoniert 
2,20 RM., Leinen 3,50 RM. — Das Buch, 
deſſen Verfaſſer ein perſönlicher Freund Konrad 
Henleins iſt, wird gewiß viele Leſer finden, 
nachdem der Gegenſtand ſeiner Darſtellung, der 
Führer der Sudetendeutſchen Partei, in den 
Mittelpunkt des europäiſchen Intereſſes gerückt 
iſt. Aber nicht von dem Politiker, der als 
Wortführer des in der Sd. geeinten Sudeten⸗ 
deutſchtums handelt, iſt in dieſem Buche die 
Rede, ſondern von dem Weltkriegs ſoldaten und 
dem Turnführer, der im Felde und in der 
Turnbewegung zu der Aufgabe herangereift iſt, 
der er jetzt als Politiker dient. Man kann die 
jetzige Stellung Henleins ſelber und die jetzige 
Geſchloſſenheit der ſudetendeutſchen Volks⸗ 
gruppe nur richtig begreifen, wenn man die 
Bedeutung Henleins für die ſudetendeutſche 
Turnbewegung erkennt. Henlein hat die Turn⸗ 
bewegung zu einer aktiven völkiſchen Bewegung 
gemacht. Er iſt der Schöpfer eines neuen 
deutſchen Turnens geworden. Er hat den 
Deutſchen Turnverband in den großen Er⸗ 
ziehungsverband der Deutſchen in der Tſchecho⸗ 
Slowakei umgebildet. Er hat, im Geiſte Jahns, 
das Turnen wieder zu einer völkiſchen Pflicht 
erhoben, zu einer Schule des Charakters, des 
Gemeinſchaftsgeiſtes und der Opferbereitſchaft. 
Er hat in der Turnbewegung an die Stelle 
„feuchtfröhlicher Feſte“ die volkspolitiſche 
Dietwartarbeit geſetzt. Er hat das Geräte⸗ 
turnen in der Halle zu einer alle turneriſchen 


und ſportlichen Diſziplinen umfaffenden mehr: 
fportlihen Erziehung entwickelt. Er hat im 
Turnen den Verein überwunden und an 
ſeiner Stelle die Mannſchaft geſchaffen. 
Er hat dem tſchechiſchen Sokol, dieſem 
vom Turneriſchen herkommenden Vortrupp der 
tſchechiſchen Volkstumspolitik, eine volksbe⸗ 
wußte und völkiſch aktive deutſche Turn⸗ 
bewegung entgegengeſtellt. Der Deutſche Turn 
verband iſt die Plattform geweſen, von der aus 
Konrad Henlein im Jahre 1933 in die politiſche 
Arena eintreten konnte; und die politiſche 
Einigung des Sudetendeutſchtums hat in dieſer 
kurzen Zeit und in dieſer Vollſtändigkeit nur 
gelingen können, weil in dem Augenblick, in 
dem die politiſchen Parteien entweder verſagten 
oder von den Tſchechen zerſchlagen wurden, in 
der Deutſchen Turnerſchaft eine diſziplinierte, 
einſatzfähige, geſchulte und gehärtete Mann: 
ſchaft da war, die, ohne ſelbſt ein politiſcher 
Verband zu ſein, doch einen tragenden politi⸗ 
ſchen Faktor im Leben der Volksgruppe dar⸗ 
ſtellte. Dr. K. 


Deutſche Familiennamen in deutſchen und 
ruſſiſchen Adelsverzeichniſſen des 18. und 
19. Jahrhunderts. Von Eduard von Beh⸗ 
rens. Heft 4 der Schriftenreihe „Deutſche 
Sippenforſchung in Polen“. Verlag der Hifto- 
riſchen Geſellſchaft für Poſen (Auslieferung im 
Reich durch Verlag S. Hirzel, Leipzig), Poſen 
1938. 52 Seiten. — Der Verfaſſer gibt in 
der Broſchüre eine Zuſammenſtellung der deut: 
ſchen Namen, die er in den polniſchen Wappen⸗ 
büchern des ausgehenden 17. und des 18. Jahr⸗ 
hunderts, in den ruſſiſchen Adelsverzeichniſſen 
des 19. Jahrhunderts und in den galiziſchen 
Adelsregiſtern für die Zeit von 1772 bis 1920 
feſtgeſtellt hat. Er weift, ohne in Einzelheiten 
einzutreten, auf die Herkunft der Namensträger, 
auf die Umſtände ihrer Erhebung in den Adels⸗ 
fland, auf den vor allem im polnifchen Volks⸗ 
tumsgebiet ſehr häufig, im ruſſiſchen Volks: 
tumsgebiet dagegen ſelteneren Volkstumswechſel 
der Geadelten hin. Wenn in der vorliegenden 
Zuſammenſtellung über 2 500 Namen von 
Deutſchen, die in Polen und Rußland während 
des 18. und 19. Jahrhunderts geadelt wurden, 
aufgeführt ſind, ſo legt ſchon dieſe bloße Zahl 
Zeugnis von der großen ſchöpferiſchen Bedeutung 
der in dieſe Länder eingewanderten und dort 
heimiſch gewordenen Deutſchen ab; denn nur 
ſelten ſind dieſe Deutſchen als Adlige in dieſe 
Länder gekommen; ſie haben den Adelstitel 
vielmehr in der Regel erſt auf Grund ihrer 
Verdienſte von den Landesherren erhalten. Dem 
deutſchen Sippenforſcher vermag die Zuſammen⸗ 
ſtellung wertvolle Hinweiſe zu geben. Dr. K. 


Abriß des Deutſchtums im Auslande und 
in den Deutſchen Kolonien. Von Paul 
Rohrbach. Heft 7 der Reihe „Schaeffers 
Abriß aus Kultur und Geſchichte“. Verlag W. 
Kohlhannner, Leipzig 1938. 73 Seiten. Preis 
kartoniert 1530 RM. In der denkbar 
knappſten Form wird in dieſem Abriß über das 
Deutſchtum außerhalb der Reichsgrenzen be— 
richtet. Die Druckanordnung erleichtet die Be⸗ 


nutzung des Buches. Das Weſentlichſte iſt durch 
Fettdruck hervorgehoben. Der Inhalt gliedert 
ſich in zwei Teile: Im erſten iſt von der Ent⸗ 
ſtehung und Entwicklung der deutſchen Volks— 
gruppen die Rede, im zweiten wird die Lage 
der Volksgruppen nach dem Kriege ſkizziert. Im 
Einzelnen ſind einige Mängel feſtzuſtellen: Die 
deutſche bäuerliche Koloniſation des Mittel⸗ 
alters und der Neuzeit im ſpäteren Kongreß⸗ 
polen iſt unerwähnt geblieben. Auf Seite 7 
kann der Eindruck entſtehen, daß die Be⸗ 
zeichnung „Slawenvölker“ auch für die nicht⸗ 
ſlawiſchen Preußenſtännne gelten ſoll. Der 
deutſche Blutanteil am Burentum kann höher 
eingeſchätzt werden, wie die Forſchungen von 
Werner Schmidt⸗Pretoria nachgewieſen haben 
(Seite 33). Die Kuren ſind mit den Letten, 
nicht mit den Eſten verwandt (Seite 35). Die 
Memelkonvention wurde von den II SA. nicht 
mitunterzeichnet (Seite 36). Die Zahl der 
Deutſchen in Poſen-Pommerellen iſt mit 
300 000 zu niedrig angegeben (Seite 38). Die 
polniſchen Aufſtände hätten erwähnt werden 
müſſen (Seite 38). Uſw. Dieſe Mängel hätten 
leicht vermieden werden können. Im übrigen 
enthält das Buch lediglich eine Beſtandsauf⸗ 
nahme und einen Tatſachenbericht über das 
Deutſchtum im Ausland. Die Bedeutung der 
Volksgruppen als politiſcher Faktor für 
Deutſchland und ihre Leiſtung im Leben der 
fremden Staaten und Völker bleiben unerwähnt 
und unerörtert. Wenn es lediglich darauf an⸗ 
kommt, ſich kurz darüber zu orientieren, was 
an deutſchen Volksgruppen da iſt und wann 
und wie ſie entſtanden ſind, dann kann der Ab⸗ 
riß von Rohrbach — von manchen Irrtümern 
im Einzelnen abgeſehen — ein brauchbarer 
Ratgeber ſein. Dr. K. 

Aberteuer, Novellen und Schwänke aus der 
Kronike von Pruzinlant des Nikolaus von 
Jeroſchin. Herausgegeben von Karl Plen⸗ 
za t. Verlag der Bücherstube am Hohen Tor, 
Tilſit 1938. — In einer außerordentlich ge⸗ 
ſchickt gewählten Auswahl aus der ſchon längſt 
in Vergeſſenheit geratenen „Kronike vom Pru⸗ 
zinlant“ hat der Herausgeber den gelungenen 
Verſpeb, waterreeuemeg., den. ſelfr. mit. Nelfm. 
Kulturdokument deutſcher Ordenszeit vertraut 
zu machen. Soldatiſcher Geiſt, Treue, Gehor⸗ 
ſam und Diſziplin, dieſe höchſten Tugenden des 
deutſchen Ritterordens ſprechen aus den Verſen, 
die in einer volkstümlichen und leicht verſtänd⸗ 
lichen Art aus dem Mittelhochdeutſchen nach⸗ 
gedichtet worden ſind. Man muß dem jungen 
oſtdeutſchen Verlag danken, daß er uns dieſes 
Dokument, das ein Spiegelbild der damaligen 
Zeit und ein weiterer Beweis für die deutſche 
Sendung des Ritterordens iſt, zugänglich ge⸗ 
macht hat. Hoffmeyer. 


Werbt Für 


„ Oſtlaud“ 
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—— OSTPREUSSEN 


Heizungen Zentralheizungen 
Wasserleitungen ü 
Kühlanlagen = uke 


Bäder usw. sanitäre Anlagen 


Heizungsbau Königsberg 


Walter Schwikal 


Königsberg i.Pr. 
Unterhaberberg 26. Tel. 44306 und 44645 


Lingen u. Co. 
Königsberg - Pr. 


Französische Str. 1 


Knittel Welker 


Bauunternehmung 
Beton und Eisenbetonbau 
Hoch- und Tiefbau ‚ 
Königsberg i.Pr. Ruf 23384 
Solz-Allee5 


Färberei 


CAILLE & LEBELT 


reinigt chemilch 
Königsberg i. Pr. 5 


Sparen heißt 


für die 

Zukunft 

sorgen| 
Städt. Sparkasse Tilsit eu 


Karl Haefele & Co. 


Inh. Wilhelm Baschka, Königsberg (Pr.) 
Ruf 35238 Hoverbeckstraße 22a 


SIANIDAU snezinz:: Bauhonstruklionen 


Werkzeugmaschinen 
Werkzeuge 


für Eisenbearbeitung 
und Holzbearbeitung 


Knuth & ollas, Königsberg, Steindamm177 


CE. E. Herbst 


Gumbinnen, Königstraße 14 
Papier- u. Schreibwaren 

Buchdruckerei 
3 |Sichtkartotheken, Bürobedarf 


Schreib- und Rechenmaschinen 
Fernruf 2118 


Darum spare bei der 


Anzahlung Sn 
u. 24 Raten 

7 Bern li. Teichert 
Buch- u. Kunsthandlung 
EUOBALMIIKONIGSBERG PR. 


nen schlosteichstroße 8 


Werdet Mitglied 
der NSV. Helft den 


notleidenden 
Volksgenossen! 
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